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Genehmigung

Der
Blrgerwindpark ReuRenkdge GmbH & Co. KG

Sonke-Nissen-Koog 58
25821 Reullenkoge

wird auf den Antrag vom 19. Januar 2024, eingegangen am 21. Marz 2024, Unterlagen
letztmalig erganzt am 29. Oktober 2024 gemal} § 4 in Verbindung mit § 10 und 19 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

in Verbindung mit (i. V. m.)

der Nummern 1.6.2, Verfahrensart V des Anhanges 1 der 4. Verordnung uber genehmi-
gungsbedurftige Anlagen (4. BImSchV)

die nachstehende Genehmigung fir die Errichtung und den Betrieb einer Windkraftanlage
in

25821 Reulenkoge

Gemarkung: Reulienkdge
Flur: 23
Flurstuck: 70

erteilt.

Dieser Bescheid ergeht nach MalRgabe der unter Abschnitt A V dieses Bescheides aufge-
fuhrten Antragsunterlagen und unter den in Abschnitt A | und A Il aufgefuhrten Festset-
zungen und Nebenbestimmungen.
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A Entscheidung

| Genehmigung

1. Gegenstand der Genehmigung

Gegenstand der Genehmigung ist die Errichtung und der Betrieb einer Windkraft-
anlage (WKA) des Typs Nordex N133-4.8 MW STE mit einer Nabenhohe von
125,4 Metern, einem Rotordurchmesser von 133,2 Metern, einer Gesamthdhe von
192,0 Metern und einer Nennleistung von 4,8 Megawatt.

Diese Genehmigung umfasst folgende Malihahmen:

* Herstellung der Zufahrtswege und Stellflachen auf dem Betriebsgrundsttick
» Herstellung des Fundaments (Pfahigrindung)

» Errichtung der Windkraftanlage

» Integration der Nachtkennzeichnung der WKA in ein System der bedarfsge-

steuerten Nachtkennzeichnung (BNK-System)

Die Anlage ist gemaR den unter Abschnitt A V aufgeflihrten Antragsunterlagen zu
errichten und zu betreiben, soweit sich aus den Nebenbestimmungen dieses Be-
scheides nichts anderes ergibt.

2. Beschrankungen und Emissionsbegrenzungen
Die Anlage unterliegt folgenden Beschrankungen:

Unter Zugrundelegung des IRW von 45 dB(A) an Immissionsorten im Aul3enbe-
reich, die in der Schallprognose (Dérries Schalltechnische Beratung GmbH vom
29.05.2024, Projektnummer 2024-26) untersucht wurden, darf die Windkraftanlage
des Typs Nordex N133-4.8 MW STE mit dem Betriebsmodus Mode 8 und mit ei-
ner Leistung von maximal 3570 kW und einer Rotordrehzahl von maximal 8,9
U/min die folgenden Oktavschallleistungspegel Lwa, okt in der Nachtzeit (22:00 Uhr
bis 06:00 Uhr) nicht Gberschreiten:

f [Hz] 63 125 250 500 1000 | 2000 | 4000
Lwa okt 81,5 | 885 | 923 | 932 | 937 | 924 | 88,1
[dB(A)]

Energetisch addiert ergibt sich daraus ein Lwa von 99,8 dB(A). Dieser Summen-
schallleistungspegel hat nur informellen Charakter und ist im Kontext zu den oben
festgelegten oktavabhangigen Lwa, okt ohne rechtliche Bindungswirkung.

Werden bei der Abnahmemessung nach Alll2.2.1 eine Uberschreitung in einer o-
der mehreren der festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt festgestellt, ist
mit einer Schallausbreitungsrechnung entsprechend Alll2.2.4 nachzuweisen, dass

Bescheid Az. G40/2024/033 Seite 5 von 58



2.1

2.2

die prognostizierten A-bewerteten (Teil- )Immissionspegel nicht Uberschritten wer-
den. Dieser Nachweis ist dann mafdgeblich fur die Erfullung eines genehmigungs-
konformen Betriebs.

Bis zur Abnahmemessung ist die WKA nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00
Uhr im Mode 13 mit einer max. Leistung von 2.460 kW und einer maximalen Roto-
rumdrehung von 7,9 U/min zu betreiben.

Die erheblich schallreduzierte Betriebsweise kann entfallen, wenn entweder unter
Berucksichtigung

e der gemessenen Oktavschallleistungspegel einer Vermessung dieses Anla-
gentyps in der genehmigten Betriebsweise inklusive des Zuschlags fur eine
Serienstreuung von 1,2 dB(A) oder

e der gemessenen Oktavschallleistungspegel der direkt durch eine einfache
Vermessung dieser genehmigten Anlage (Abnahmemessung)

nachgewiesen ist, dass die entsprechend Al2 berechneten A-bewerteten Immissi-
onspegel die auf Basis der in der Prognose angesetzten Oktavschallleistungspe-
gel Lwa, okt berechneten A-bewerteten Immissionspegel nicht Gberschreiten.

Die unter Al2.1 fur die Nachtzeit festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt
gelten auch bei Abschaltungen oder Leistungsreduzierung der Windkraftanlage
durch den Netzbetreiber (EisMan-Abschaltung, Redispatch).

Verwaltungskosten

Fir die Erteilung der Genehmigung wird eine Gebuhr in Hohe von 40.800,00 €
festgesetzt.

Die Gebuhr fur die Feststellung, dass das beantragte Vorhaben keiner Vertraglich-
keitsprifung gemaf § 34 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) erfordert, betragt
50,00 €.

Als Auslagen werden 10,00 € erhoben.

Die Gesamtkosten in Hohe von 40.860,00 € werden gemaf § 17 Verwaltungskos-
tengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG SH) mit Bekanntgabe dieser
Entscheidung fallig.

Nebenbestimmungen
Bedingungen

Gemal § 12 Absatz 1 BImSchG wird diese Genehmigung unter folgenden/r Be-
dingungen erteilt:
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1.1

1.2

1.3

1.3.1

Erléschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bekannt-
gabe dieses Bescheides der Betrieb der Anlage entsprechend der Genehmigung
aufgenommen wird.

Diese Fristen konnen auf Antrag verlangert werden. Der Antrag ist vor Fristablauf
zu stellen.

Ruckbauverpflichtung

Mit der Errichtung der Anlage darf erst begonnen werden, wenn der Rickbau
durch eine entsprechende Verpflichtungserklarung gesichert und die Sicherung
der Abbruchkosten in Hohe von 403.200 € (Sicherheitsleistung) durch die Antrag-
stellerin nachgewiesen ist.

Bei der Auswahl der Sicherungsart ist insbesondere die Konkursfestigkeit des Si-
cherungsmittels zu gewahrleisten. Die Sicherungsleistung ist zugunsten des Lan-
des Schleswig-Holstein zu erbringen.

Baurecht
Der Baubeginn darf erst erfolgen, wenn

1. die Bedienungsanleitung, das Inbetriebnahmeprotokoll und das Wartungs-
pflichtenbuch sind gemaR Richtlinie des DIBt von einem Sachverstandigen
ohne Mangel begutachtet wurden und der Nachweis Uber diese mangelfreie
Begutachtung durch einen Sachverstandigen der Unteren Bauaufsichtsbe-
horde des Kreises Nordfriesland vorgelegt wurde und

2. samtliche erforderliche Baulasten (Abstandsflachenbaulasten) vorgelegt, ge-
pruft und in das Baulastenverzeichnis bei der Unteren Bauaufsichtsbehorde
des Kreises Nordfriesland eingetragen wurden.

Naturschutz

Fur den mit der Errichtung der Windenergieanlage mit bedarfsgesteuerter Nacht-
kennzeichnung einhergehenden Eingriff in das Landschaftsbild wird eine Ersatz-
geldzahlung im Sinne des § 15 Abs. 6 Bundesnaturschutzgesetz in Verbindung
mit § 9 Landesnaturschutzgesetz erforderlich.

Die Ersatzgeldsumme in Hohe von 153.811,83 € ist spatestens zwei Wochen vor
Baubeginn auf das Konto des Kreises Nordfriesland, IBAN DE67 2175 0000 0000
003186 bei der Nord-Ostsee-Sparkasse, BIC NOLADE21NOS zum Kassenzei-
chen 666000008151 (bitte unbedingt angeben!) zu Uberweisen.
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2.1

211

214

21.5

Auflagen

Gemal § 12 Absatz 1 BImSchG wird die Genehmigung mit folgenden Auflagen
verbunden:

Allgemeines

Dieser Bescheid oder eine Kopie des Bescheides sowie eine Ausfertigung der An-
tragsunterlagen ist an der Betriebsstatte bereitzuhalten und den Genehmigungs-
/Uberwachungsbehdrden auf Verlangen vorzulegen.

Folgende Sachverhalte sind dem Landesamt fir Umwelt, unverziglich schriftlich
mitzuteilen:

* der Baubeginn;

» die voraussichtliche Fertigstellung der Anlage spatestens vier Wochen vor der
Inbetriebnahme;

» der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage, wobei die Mitteilung mindestens
eine Woche vor dem beabsichtigten Zeitpunkt der Inbetriebnahme vorliegen
muss;

» ein Wechsel des Anlagenbetreibers / der Anlagenbetreiberin;

« Anderungen an der Rechtsform des Betreibers / der Betreiberin.

Fir diese Mitteilungen sind die dieser Genehmigung als Anlage beigefligten For-
mulare zu verwenden.

Die Einstellung des Betriebs der hier genehmigten WKA ist der Genehmigungsbe-
hérde anzuzeigen. In der Anzeige nach § 15 Absatz 3 BImSchG (Betriebseinstel-
lung) ist der voraussichtliche Zeitraum des Ruckbaus der WKA anzugeben.

Innerhalb des unter Auflage Alll2.1.3 genannten Zeitraums nach der Einstellung
des Betriebes oder nach Erldschen der Genehmigung (vergleiche Bedingung Al1)
sind alle ober- und unterirdischen Anlagen und Anlagenteile (WKA, Fundament),
Bodenversiegelungen sowie die fur die WKA erforderliche Infrastruktur (Rohrlei-
tungen, Strom- und andere Medienanschlusse, Zuwegungen) vollstandig zu besei-
tigen.

Der vollstandige Ruckbau des Fundaments ist vorzunehmen, soweit er nicht un-
moglich ist. Er gilt als unmaoglich, sobald der Rickbau ohne die Verletzung recht-
lich geschutzter Umweltrechtsguter nicht mdglich ist. Dies ist mit einem entspre-
chenden Bodengutachten der Genehmigungsbehdrde nachzuweisen. Mindestens
ist jedoch die komplette Grindungsplatte beim Riuckbau zu entfernen.

Innerhalb eines Monats nach Inbetriebnahme der WKA sind der Genehmigungs-
behdrde (LfU) die vermessenen Standorte in UTM ETRS 89 (Zone 32) -Koordina-
ten vorzulegen und der Nachweis, dass eine bekanntgegebene Stelle fur die
Nachweismessung des Schallleistungspegels beauftragt wurde.
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217

2.2

2.2.1

222

223

224

Die Betreiberin hat der immissionsschutzrechtlichen Uberwachungsbehérde un-
verzuglich jeden schweren Unfall, Schadensfall oder eine sonstige Storung des
bestimmungsgemalien Betriebes mit erheblichen Auswirkungen wie z. B. der Aus-
tritt bedeutsamer Mengen an gefahrlichen Stoffen der Windenergieanlage mitzu-
teilen.

Immissionsschutz

Innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der Geneh-
migungsbehorde der Messbericht Gber die Schallemissionsmessung und Auswer-
tung der genehmigten Anlage nach der Technischen Richtlinie fur Windenergiean-
lagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie TR1, Revi-
sion 19, Stand 01.03.2021), FGW e. V. - Fordergesellschaft Windenergie und an-
dere Erneuerbare Energien von einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen
Messstelle vorzulegen.

Die Bestatigung der Messstelle Uber die Annahme der Beauftragung der Messung
ist der Genehmigungsbehdrde innerhalb einer Frist von einem Monat nach Inbe-
triebnahme vorzulegen.

Bei der Abnahmemessung ist der Betriebsbereich so zu wahlen, dass die Windge-
schwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet wird.
Der dazu zu erfassende Windgeschwindigkeitsbereich wird entsprechend Nr. 3.3
der FGW-Richtlinie TR 1 festgelegt.

Die Gesamtunsicherheit bei der Abnahmemessung soll £1,0 dB(A) nicht Gber-
schreiten. Zur Ermittlung von Auffalligkeiten, wie beispielsweise die Tonhaltigkeit,
ist der gesamte Windgeschwindigkeitsbereich als Beurteilungsbereich heranzuzie-
hen.

Sollte die WKA vom Netzbetreiber vom Netz genommen oder heruntergeregelt
werden (EisMan, Redispatch), ist die WKA gemal der Herstellererklarung vom 10.
Februar 2021 zu betreiben.

Die in der Auflage Alll12.2.1 genannte Abnahmemessung muss auch den Betriebs-
zustand 0% Einspeisung wahrend der EisMan-Schaltung (Redispatch) durch den
Netzbetreiber umfassen. Sollte dem LfU vor der Abnahmemessung bereits eine
Vermessung des Betriebszustandes 0 % Einspeisung wahrend der EisMan-Schal-
tung von baugleichen Anlagen vorliegen, kann die Abnahmemessung fur diesen
Betriebszustand entfallen.

Sofern eine Uberschreitung in einer oder mehreren der unter Inhaltsbestimmung
Al2.1 festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt festgestellt wurde, ist eine
erneute Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren durchzufahren.
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225

2.2.6

227

228

Bei dieser Neuberechnung ist die obere Vertrauensbereichsgrenze mit einem Ver-
trauensniveau von 90 % mit einer Messunsicherheit von or = 0,5 dB und einer Un-

sicherhe , semodells von oprrog = 1,0 dB durch einen Zuschlag von ins-
1,28 [OprogtOR

gesamt = 1,43 dB zu berucksichtigen.

Dabei ist der Nachweis zu flhren, dass die Immissionspegel aus der o. g. Neube-
rechnung nicht groRer sind als die prognostizierten (Teil)-Immissionspegel dieser
Anlage des Schallgutachtens, welches zur Antragstellung vorgelegt wurde und Be-
standteil der Genehmigung ist.

Die Emission darf keine immissionsrelevante Tonhaltigkeit aufweisen. Falls im
Rahmen der emissionsseitigen Abnahmemessung eine geringe Tonhaltigkeit (Kt
= 2 dB) festgestellt wird, ist im Rahmen einer immissionsseitigen Abnahmemes-
sung deren Immissionsrelevanz zu untersuchen. Dabei muss die Messung nur in
dem Windgeschwindigkeits-/Leistungs-/Drehzahlbereich erfolgen, bei dem emissi-
onsseitig die Tonhaltigkeit festgestellt wurde. Bei einer im Nahfeld nachgewiese-
nen Tonhaltigkeit mit einem von Kt~ > 2 dB bei Frequenzen > 3 kHz kann auf ei-
nen Tonzuschlag am Wohnhaus verzichtet werden, wenn im Emissionsbericht
plausibel und nachvollziehbar dargelegt wird, dass die festgestellte Tonhaltigkeit
aufgrund der z. B. hohen Luftabsorption fur die maligeblichen Immissionsorte
keine Immissionsrelevanz hat.

Gerauschverursachende Erscheinungen, die durch nicht bestimmungsgemafen
Betrieb, Verschleil® oder unvorhersehbare Ereignisse entstehen, sind unverzuglich
zu beseitigen. Sollten diese Gerausche tonhaltig oder impulshaltig sein, ist die
WKA bis zur Reparatur nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr abzuschal-
ten.

Die WKA ist so zu errichten und zu betreiben, dass die Anhaltswerte des Beiblat-
tes 1 zur DIN 45680 ,Messung und Bewertung tieffrequenter Gerauschimmissio-
nen in der Nachbarschaft“ innerhalb der nachstgelegenen Gebaude in dem am
starksten betroffenen Aufenthaltsraum, der Wohnzwecken dient oder eine ver-
gleichbare Schutzwurdigkeit besitzt, bei geschlossenen Fenstern und Tiren nicht
Uberschritten werden.

Die Betriebszustande der WKA sind zu protokollieren. Im Protokoll sind die Wind-
geschwindigkeit in Nabenhohe, die Drehzahl, der Leistungsertrag und die Licht-
starke in lux, jeweils in Abhangigkeit zur Uhrzeit, zu erfassen. Die Daten sind mit
den gleichen Mittelungszeitraumen anzugeben, die auch fur die Leistungskurve
verwendet wurden.

Die Protokolle sind mindestens zwolf Monate durch den Betreiber vorzuhalten und
auf Verlangen der zustandigen Immissionsschutzbehérde vorzulegen.
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2.2.9

2.2.10

2.2.11

2212

Sollte durch eine Fernuberwachung nur der Hersteller der WKA in der Lage sein,
Daten uber die Betriebsweise der WKA abzufragen, so hat der Betreiber der An-
lage sicherzustellen, dass das LfU die erforderlichen Daten vom Hersteller
genannt bekommt. Es sind alle Daten, Parameter und Einstellungen Uber die
Betriebsweise der WKA anzugeben, die fur die klare Einstufung der beantragten
Leistungskennlinie notwendig sind.

Larm- und erschuitterungsintensive Bauarbeiten sollten nur an Werktagen zwi-
schen 07:00 und 20:00 Uhr stattfinden.

Die Anlage ist mit einem Eiserkennungssystem gemaf der Antragsunterlagen
auszustatten.

Die WKA ist so zu betreiben und zu unterhalten, dass durch Abschaltmal3nahmen
erhebliche Belastigungen der Nachbarschaft durch periodischen Schattenwurf ver-
hindert werden. Die Beschattungsdauer der WKA, unter der Berucksichtigung der
Vorbelastung, darf an den im Einwirkbereich der WKA liegenden schutzbedurfti-
gen Raumen die Immissionsrichtwerte (IRW) von

maximal 30 Minuten pro Tag
und
maximal 8 Stunden pro 12 Monate

nicht Uberschreiten.

Der Einwirkbereich dieser Anlage liegt bezlglich des Schattenwurfes bei circa
1.723 Metern.

Dort, wo die Richtwerte aufgrund der Vorbelastung schon Uberschritten sind, darf
die WKA keinen zusatzlichen periodischen Schattenwurf mehr verursachen.

Fur die Einstellung der Abschaltzeiten sind insbesondere die WKA und Immission-
sorte zu berucksichtigen, die in der Schattenwurfprognose (Kapitel 4 der Antrags-
unterlagen) angenommen bzw. untersucht wurden.

Bei der Festlegung der genauen Abschaltzeiten ist die genaue Ausdehnung am
Immissionsort (z. B. Fenster- oder Balkonflachen oder am Wohnhaus angren-
zende Terrassen) zu berlcksichtigen und die zusatzliche Belastung durch weitere
WKA.

Die ermittelten Daten zur Sonnenscheindauer und Abschaltzeit sind von der Steu-
ereinheit Uber mindestens ein Jahr zu dokumentieren; entsprechende Protokolle
sind auf Verlangen der zustandigen Behdrde vorzulegen.

Der Sensor einer lichtgesteuerten Abschalteinrichtung ist regelmaflig im Rahmen
der Servicearbeiten an der WKA auf Verschmutzung und Beschadigungen zu kon-
trollieren. Verschmutzungen und Beschadigungen sind unverziglich zu beheben.
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2.2.14

2.2.15

2.3

2.3.1

2311

2312

24

241

242

243

244

Innerhalb von 4 Wochen nach der Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der zu-
standigen Genehmigungsbehdrde die Installation einer Schattenabschaltungsau-
tomatik schriftlich zu bestatigen.

Auf Anforderung der Aufsichtsbehorde ist ein Nachweis durch einen Sachverstan-
digen zu erbringen, dass die Schattenwurfabschaltautomatik fachgerecht installiert
und funktionsfahig ist und dass die erforderlichen Abschaltzeiten sicher eingehal-
ten werden. Der Untersuchungsumfang ist in Absprache mit der Aufsichtsbehoérde
abzustimmen. Die Kosten hierfur tragt der Betreiber.

Alle sichtbaren Windkraftanlagenteile, wie z. B. Rotor, Spinner, Nabe, Gondelge-
hause oder Turm, sind mit mittelreflektierenden Farben und mit matten Glanzgra-
den zu versehen. Beispielsweise wirde die Farbe Lichtgrau (RAL 7035) mit der
Glanzzahl kleiner 30 % (gem. ISO 2813) den Vorgaben entsprechen.

Abfallrecht
Neubaumafinahmen

Sofern zur Befestigung von ErschlieBungsstralen und/oder Stellplatzen minerali-
sche Ersatzbaustoffe eingesetzt werden sollen, sind die Vorgaben der Verord-
nung Uber Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in
technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli
2021 (BGBI. I S. 2598), in der aktuellen Fassung, einzuhalten.

Die bei durch den Betrieb der Anlagen anfallenden Abfalle, wie z. B. Altdle, sind
ordnungsgemal’ zu entsorgen. Die erforderlichen Nachweise sind der unteren
Abfallentsorgungsbehdrde des Kreises NF auf Verlangen vorzulegen.

Baurecht

Die Wiederkehrenden Prifungen nach der ,Richtlinie fir Windenergieanlagen —
Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise fur Turm und Grindung® in Verbin-
dung mit dem Wartungspflichtenbuch sind durchzufihren.

Die in den Gutachten nach 3.1 bis 3.3 der Anlage A 1.2.8/6 der Technischen Bau-
bestimmungen formulierten Auflagen sind einzuhalten.

Der Anlagenhersteller hat mittels Erklarung zu bescheinigen, dass die Auflagen in
den gutachtlichen Stellungnahmen erfillt sind und dass die Windenergieanlage
gemal den gepruften Anlagen in den Prufberichten zur Typenprufung errichtet
worden ist. Diese Herstellererklarung ist der Bauaufsichtsbehdrde des Kreises
Nordfriesland vorzulegen.

Die Entwurfslebensdauer der WEA betragt 20 Jahre.

Ein Weiterbetrieb der Anlagen Uber die Entwurfslebensdauer hinaus darf nur erfol-
gen, wenn regelmalig Prifungen nach Abschnitt 17 der DIBt-Richtlinie fur Wind-
energieanlagen 2012 erstmalig vor Ablauf der Entwurfslebensdauer durchgefihrt
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werden, die Prufberichte der Unteren Bauaufsichtsbehdrde und der Genehmi-
gungsbehorde (LfU) vorgelegt werden und sich aus den Prufberichten keine Be-
denken gegen einen Weiterbetrieb ergeben.

Die gepriiften bautechnischen Nachweise in Ubereinstimmung mit den genehmig-
ten Bauantragsunterlagen sind maf3gebend fur die Ausfuhrung. Die Prufberichte
und Prufbemerkungen des Prufingenieurs fur Standsicherheit gelten als Auflagen
und sind zu beachten. Die Bautenstande sind ihm wie in den Prifberichten ange-
geben rechtzeitig anzuzeigen.

Der Baubeginn darf erst erfolgen, wenn der noch von der unteren Bauaufsichtsbe-
horde zu beauftragende Prufingenieur fur Standsicherheit die statischen Unterla-
gen und sonstigen Nachweise (Bodengutachten, Turbulenzgutachten o.a.) einge-
sehen bzw. geprift hat und gegen einen Baubeginn keine Bedenken erhebt.

Der beauftragte Prufingenieur fur Standsicherheit hat die mangelfreie Abnahme
nach Fertigstellung zu bestatigen.

Bei moglichem Eisansatz und der Gefahr des Eisabwurfes ist die Anlage in Ruhe-
stellung zu halten.

Der Gefahrenbereich (u. a. der Bereich der Gefahr des Eisabwurfes) ist mindes-
tens durch geeignete Hinweisschilder gegen unbefugtes Betreten abzusichern.

Es ist sicherzustellen, dass die Windenergieanlage nicht durch Unbefugte betreten
werden kann.

Eine Bauzustandsbesichtigung behalt sich die untere Bauaufsicht des Kreises
Nordfriesland vor. Baubeginn und Bautenstande sind ihr rechtzeitig anzuzeigen.

Brandschutz

Mit der fur den Windpark ortlich zustandigen Feuerwehr ist vor Ausfuhrungsbeginn
abzustimmen, ob zusatzlich zu den im bzw. in der Umgebung des Windparks vor-
handenen offenen Loschwasserentnahmestellen eine weitere Vorhaltung von
Léschwasser fur die Bekampfung von Entstehungsbranden im Bereich des Wind-
parks erforderlich ist.

Gewasserschutz

Bei Windkraftanlagen und Trafostationen handelt es sich um Anlagen die wasser-
gefahrdende Stoffe verwenden, z. B. flr Getriebe, Generatoren oder Trafos.

Es sind daher gemaf § 62 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.Juli 2009
(BGBI. | S.2585), in der zurzeit gultigen Fassung i. V. mit der Verordnung uber An-
lagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV) vom 18. April 2017
(BGBI. | S. 905), in der zurzeit gultigen Fassung, folgende Anforderungen zu erftil-
len:
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2.6.1

2.6.1.1

26.1.2

26.1.3

26.2

2.6.2.1

26.2.2

26.2.3

Grundsatzanforderungen

Anlagen mussen so geplant und errichtet werden, beschaffen sein und betrieben
werden, dass

1. wassergefahrdende Stoffe nicht austreten kénnen,

2. Undichtheiten aller Anlagenteile, die mit wassergefahrdenden Stoffen in Be-
ruhrung stehen, schnell und zuverlassig erkennbar sind,

3. austretende wassergefahrdende Stoffe schnell und zuverlassig erkannt und
zuruckgehalten sowie ordnungsgemal entsorgt werden; dies gilt auch flr be-
triebsbedingt auftretende Spritz- und Tropfverluste, und

4. bei einer Stérung des bestimmungsgemalfen Betriebs der Anlage (Betriebs-
stdérung) anfallende Gemische, die ausgetretene wassergefahrdende Stoffe
enthalten kdnnen, zurlickgehalten und ordnungsgemal} als Abfall entsorgt
oder als Abwasser beseitigt werden.

Anlagen mussen dicht, standsicher und gegenuber den zu erwartenden mechani-
schen, thermischen und chemischen Einfliissen hinreichend widerstandsfahig
sein.

Der Betreiber hat bei der Stilllegung einer Anlage oder von Anlagenteilen alle in
der Anlage oder in den Anlagenteilen enthaltenen wassergefahrdenden Stoffe, so-
weit technisch madglich, zu entfernen. Er hat die Anlage gegen missbrauchliche
Nutzung zu sichern.

Anforderungen an die Rickhaltung wassergefahrdender Stoffe (§ 18 AwSV)

Anlagen mussen ausgetretene wassergefahrdende Stoffe auf geeignete Weise zu-
ruckhalten. Dazu sind sie mit einer Ruckhalteeinrichtung im Sinne von § 2 Absatz
16 auszurusten. Satz 2 gilt nicht, wenn es sich um eine doppelwandige Anlage im
Sinne von § 2 Absatz 17 handelt. Einzelne Anlagenteile kdnnen Utber unterschied-
liche, jeweils voneinander unabhangige Ruckhalteeinrichtungen verfiigen. Bei An-
lagen, die nur teilweise doppelwandig ausgerustet sind, sind einwandige Anlagen-
teile mit einer Ruckhalteeinrichtung zu versehen.

Ruckhalteeinrichtungen mussen flissigkeitsundurchlassig sein und dirfen keine
Ablaufe haben. FlUssigkeitsundurchlassig sind Bauausfliihrungen dann, wenn sie
ihre Dicht- und Tragfunktion wahrend der Dauer der Beanspruchung durch die
wassergefahrdenden Stoffe, mit denen in der Anlage umgegangen wird, nicht ver-
lieren.

Ruckhalteeinrichtungen mussen fir folgendes Volumen ausgelegt sein:

Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefahr-
dender Stoffe muss das Ruckhaltevolumen dem Volumen an wassergefahrdenden
Stoffen entsprechen, dass bei Betriebsstorungen bis zum Wirksamwerden geeig-
neter Sicherheitsvorkehrungen freigesetzt werden kann.
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Auf ein Ruckhaltevolumen kann bei oberirdischen Anlagen zum Umgang mit was-
sergefahrdenden Stoffen der Wassergefahrdungsklasse 1 mit einem Volumen bis
1.000 Liter verzichtet werden, sofern sich diese auf einer Flache befinden, die

1. den betriebstechnischen Anforderungen gentgt, und eine Leckerkennung
durch Infrastrukturelle Malinahmen gewahrleistet ist, oder

2. flussigkeitsundurchlassig ausgebildet ist.

Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefahr-
dender Stoffe der Gefahrdungsstufe D nach § 39 Absatz 1 muss die Riuckhalteein-
richtung abweichend von Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 so ausgelegt sein, dass das
Volumen flussiger wassergefahrdender Stoffe, dass aus der grof3ten abgesperrten
Betriebseinheit bei Betriebsstorungen freigesetzt werden kann, ohne dass Gegen-
malinahmen getroffen werden, vollstandig zurickgehalten werden kann.

Wassergefahrdende Stoffe, die beim Austreten so miteinander reagieren konnen,
dass die Funktion der Ruckhaltung nach Absatz 1 beeintrachtigt wird, missen ge-
trennt aufgefangen werden.

Deich- und Hauptsielverband Sudwesthorn-Bongsiel (DHSV SWBS)

Satzungsgemal ist (siehe im Internet unter www.deichbauamt.de) zwischen der
Boschungsoberkante der Hauptverbands- und Verbandsgewasser sowie Rohrlei-
tungsachsen und neu her zu stellenden befestigten Flachen, Bepflanzungen, Ein-
bauten, Fundamenten, Bauwerksanschuttungen, Knickwallen, Kleingewassern,
Kabelanlagen, Kabelschranken, Versorgungsanlagen, Versiegelungen und Bau-
werken sowie deren Ausleger beidseitig ein mindestens flnf Meter breiter Streifen
zur Nutzung durch den DHSV SWBS, den DHSV Arlau, die Sielverbande und
Wasser- und Bodenverbande sowie bevollmachtigte Dritte fir Arbeiten und Unter-
haltungen an den Gewassern und Verbandsanlagen komplett freizuhalten ist.

Den genannten Befugten des DHSV ist die Zuganglichkeit fir Grol3gerate, Gerate,
Fahrzeuge und Personal zu Ihren Gewassern und Anlagen weiterhin durchgangig
zu erhalten und jederzeit und allerorts zu gewahrleisten.

Die satzungsgemalie Verpflichtung zur Aufnahme des Grabenunterhaltungsraum-
gutes auf besagtem Funf-Meter-Streifen bleibt fur die jeweiligen Eigentimer, An-
lieger, Pachter und Betreiber mit ihren Rechtsnachfolgern in vollem Umfange gul-
tig und verbindlich.

Ein ausreichender Abstand der WKA zu den (Haupt-)Verbandsanlagen muss ge-
wahrt werden, so dass bei der Unterhaltung der Gewasser keine Einschrankungen
zu erwarten sind.

Der Standort ist vom Anlagenbetreiber auf die Einhaltung des vorgegebenen Ab-
standes zu prufen, der ausreichende Abstand ist dem Verband ggf. nachzuweisen.

In den Antragsunterlagen wird auf die Teilversiegelungen von Grunland- und
Ackerflachen in einer GroRRe von 2,12 Hektar Flache sowie auf erforderliche Gra-
benquerungen in insgesamt 210 Metern Lange hingewiesen. Unter der Rubrik
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2.7.6

2.7.7

.Boden, Flache, Wasser, Klima, Luft, Landschaft sowie Kultur- und Sachguter” und
4.5 ,Schutzgut Wasser® wird auf Eingriffe in und Problematiken von Flachen und
Gewassern eingegangen, ohne dabei detaillierte Angaben zu machen, aulRer auf
die seitliche Ableitung von befestigten Flachen (Wegeflachen und Fundamente)
und ortliche Versickerung hinzuweisen. Auf entsprechende Gefahrdungsrisiken fur
Niederschlagswasser und Grundwasser wird in den Antragsunterlagen hingewie-
sen und eine Zustandsgefahrdung durch das Vorhaben als gering eingestuft. Un-
ter Rubrik 4.5.1 wird eine sinnvolle Aufzahlung sinnvoller Punkte bezlglich des
~ochutzgutes Wasser“ angehangt. Die Anlage ,Feststellung nach § 5 UVP“ vom
11.03.2024 zeigt konkrete Wassergefahrdungsrisiken auf und stellt im Ergebnis
keine Risiken fest. Diese Problematiken sind seitens des Antragstellers sowohl im
Vorfeld und bei der Planung endgultig zu klaren und zu I6sen sowie entsprechend
zu behandeln. Dem Einfluss der WKA auf den Wasserhaushalt wird insgesamt
eine geringe Bedeutung zugewiesen. Dies ist ebenfalls planerisch und rechnerisch
nachzuweisen und zu belegen.

Sollten im Zuge der Errichtung von Zufahrten, Durchlasse in Verbandsgewassern
zu errichten sein, sind diese vom Antragsteller eigenverantwortlich und in Abstim-
mung mit dem entsprechenden Sielverband bzw. DHSV SNKS oder DHSV Arlau
Uber den Deich- und Hauptsielverband Stidwesthérn-Bongsiel auf ausreichende
Breite und Tragfahigkeit zu planen. Die Rohrdimensionierung ist ebenfalls mit dem
DHSV SWBS abzustimmen und sich von diesem eine entsprechende Genehmi-
gung erteilen zu lassen.

Fur mogliche Kreuzungsstellen erforderlicher Leitungs- oder Kabeltrassen mit den
Verbandsanlagen sind Planunterlagen vorzulegen. Ebenso sind ggf. Vereinbarun-
gen zum Wege- und Leitungsrecht zu treffen sowie entsprechende Gestattungs-
vertrage zu schliel3en. Die beigelegten Antragsunterlagen geben Grabenquerun-
gen in 210 Metern Lange an, bei der erforderlichen Kabeltrasse ist von Flursticks-
nutzungen der Hauptverbande bzw. der Sielverbande mit Gewasserquerungen
und gewasserbegleitenden Kabeltrassen auszugehen. Diese Punkte sind in einem
separaten Verfahren zu manifestieren und es sind ggf. entsprechende Gestat-
tungs- oder Nutzungsvertrage abzuschliel3en.

Es ist generell zu beachten, dass bei der Herstellung und dem Betrieb von Infra-
struktureinrichtungen fur die Windkraftanlagen die Funktion und Durchgangigkeit
beziehungsweise die Abmessung der vorhandenen Gewasser und Graben nicht
durch eingebrachtes Material oder Béschungsverdriickungen durch Bodenauflast
beeintrachtigt werden darf. Fur entstehende Schaden an Verbandsanlagen haftet
der Betreiber der WKA und seine Rechtsnachfolger. Etwaige Eintragungen durch
Bautatigkeit von Boden, Bauschutt, Unrat und Baustellenabfalle in (Haupt-)Ver-
bandsgewasserprofile sind vollstandig, umgehend und unaufgefordert dort wieder
zu entfernen. Sollten bei der Verlegung mdglicher Kabeltrassen (Haupt-)Ver-
bandsanlagen gekreuzt werden, sind dafur noch Planunterlagen vorzulegen und
entsprechende Vereinbarungen mit den (Haupt-)Verbanden zu treffen. Die Anla-
gen Dritter sind 6értlich festzustellen und zu beachten. Die Oberflachenwasserbe-
handlung aller neuversiegelten Flachen ist zu planen und das anfallende Wasser
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2.7.9

2.7.10

2.8
2.8.1

28.2

ist kontrolliert in die entsprechenden Einrichtungen und Vorfluter abzufuhren. Im
Bedarfsfalle sind geeignete Wasserruckhaltemalinahmen einzurichten. Dies gilt
auch fur temporare Einrichtungen wie Drainagen, Grundwasserabsenkungen,
Brunnen und ahnliche MalRnahmen.

Satzungsgemal darf nur unbelastetes Wasser mittelbar und unmittelbar in unsere
Verbands- und Hauptverbandsgraben sowie deren Verrohrungen und Rohrleitun-
gen eingeleitet werden. Es ist bei Neueinleitungen oder Anderungen an den beste-
henden Anlagen dafir eine Wasserrechtliche Genehmigung des Kreises Nord-
friesland einzuholen. Dem DHSV SNKS, DHSV Arlau und den betroffenen Sielver-
banden sind Uber den DHSV SWBS, in diesem Falle zeitgleich die entsprechen-
den Entwasserungsplanunterlagen mit der Einleitmengenberechnung zur Beteili-
gung vorzulegen. Dies gilt auch fir Fundamententwasserungen sowie temporare
Einleitungen bei Wasserhaltungen und Wasserableitungen aller Art durch Grund-
wasserabsenkungen, Drainagen oder Brunnen.

An (Haupt-)Verbandsanlagen auftretende Schaden im Zuge des Vorhabens sind
dem (Haupt-)Verband umgehend zu melden, entstehende Schaden unterliegen
der Haftung des Windparkbetreibers. Dem Haupt- und Sielverband sind samtliche
mit dem Vorhaben entstehenden Kosten von der Hand zu halten. Alle Unterhal-
tungsarbeiten und Mallnahmen muissen weiterhin ordnungsgemaf durchgefuhrt
werden kdnnen, die mdgliche Raumgutablage auf dem anliegenden Gelénde
muss jederzeit gewahrleistet bleiben, die Verpflichtung zur Aufnahme des Raum-
gutes verbleibt dauerhaft beim Eigentimer. Die Gewasserkreuzungsbereiche sind
seitens des Antragstellers und Betreibers standig in einem ordnungsgemalien Zu-
stand zu erhalten. Sollten die Uberfahrten nicht in Betrieb gehen oder auRer Be-
trieb gestellt werden, sind alle bereits verlegten Elemente wieder vollstandig zu
entfernen und das Gewasserprofil ist dort wieder ordnungsgemalf herzustellen.

Negative Einflisse auf Entwasserungssituationen und Anlagen Dritter sind durch
den Antragsteller in Eigenregie vollstandig zu regulieren. Den (Haupt-)Verbanden
sind hierbei samtliche Kosten von der Hand zu halten. Dem Antragsteller obliegt

eine Erkundungspflicht auf vorhandene Einrichtungen.

Naturschutz (ONB)
Bauzeitenregelung:

Alle Bautatigkeiten, darunter fallen die Baufeldfreimachung, andere bauvorberei-
tende MalRnahmen, der Wege- und Fundamentbau sowie die Errichtung der WKA
dirfen zum Schutz von Bodenbritern in der Zeit vom 01.03. bis 15.08. nicht aus-
gefuhrt werden.

Der Baubeginn ist der Oberen Naturschutzbehdrde unter Angabe des Aktenzei-
chens spatestens zwei Wochen vorher formlos schriftlich anzuzeigen.

Alternative Schutzmalinahmen bei Abweichung von der Bauzeitenregelung flir Bo-
denbruter:
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2.8.5

Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung fur Bodenbruter nicht moglich ist, ist
zur Vermeidung des Eintritts der Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1i. V. m. Abs. 5 Nr.
1-3 BNatSchG entweder die Ansiedlung der Arten innerhalb der Baufelder durch
geeignete Mallnahmen zu verhindern (Vergramung) oder eindeutig nachzuweisen,
dass die betreffenden Arten im Vorhabenbereich nicht braten (Besatzkontrolle).
Die erforderlichen SchutzmalRnahmen und deren Umsetzung sind vorab mit der
Oberen Naturschutzbehdrde (ONB) abzustimmen. Wird vor dem 01.03. das Bau-
feld geraumt und unmittelbar mit der stérungsintensiven Baumafnahme begon-
nen, ist das Abweichen von der Bauzeitregelung der Oberen Naturschutzbehorde
unmittelbar anzuzeigen. Bei einem vorgesehenen Baubeginn innerhalb der Bau-
ausschlussfristen, sind die konkreten Schutzmalinahmen mindestens 4 Wochen
vorher mit der Oberen Naturschutzbehdrde abzustimmen.

Umweltbaubegleitung:

Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht moglich ist, ist eine zertifi-
zierte Umweltbaubegleitung (UBB) einzusetzen, um sicherzustellen, dass die er-
forderlichen alternativen SchutzmaRnahmen gemalf LBP (ARGUMENT GmbH
03/2024, Kapitel 9.2) umgesetzt werden. Der Nachweis der fachlichen Qualifikatio-
nen der Umweltbaubegleitung ist vor Baubeginn der Oberen Naturschutzbehdrde
schriftlich vorzulegen. Es ist eine regelmalige Anwesenheit der Umweltbaubeglei-
tung vorzusehen.

Die Umweltbaubegleitung stellt folgende MalRnahmen in enger Abstimmung mit
den durchfuhrenden Baufirmen sicher:

+ Sofern die Bauzeitenregelung fur Vogel nicht eingehalten werden kann, ist si-
cherzustellen, dass die erforderlichen alternativen Schutzmalihahmen geman
LBP vom 11.03.2024, Kapitel 9.2 (Vergramungs- und/oder Entwertungsmalf3-
nahmen sowie Besatzkontrollen) umgesetzt werden.

» Kontrolle und Dokumentation des Bauablaufs.

+ Regelmalige Berichte, die der Oberen Naturschutzbehdrde alle 14 Tage vor-
zulegen sind. Sofern keine fir die Umweltbaubegleitung relevanten Bauaktivi-
taten stattfinden, kénnen die Intervalle nach Absprache mit der Oberen Natur-
schutzbehdrde verlangert werden.

Schutz lokaler und migrierender Fledermause:

Die WKA ist im Zeitraum vom 01.05. bis 30.09. in der Zeit von 1 Stunde vor Son-
nenuntergang bis 1 Stunde nach Sonnenaufgang bei den folgenden Witterungsbe-
dingungen — gemessen als 10 Minuten-Mittelwerte auf Gondelhéhe — abzuschal-
ten.

* Windgeschwindigkeit in Gondelhdhe unterhalb von 6 m/s,

» Lufttemperatur héher als 10°C.

Kontrolle der Abschaltvorgaben:
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Die zur Uberwachung der Einhaltung der artenschutzrechtlich bedingten Abschalt-
vorgaben gemal der Genehmigung notwendigen Daten sind zu erheben und 5
Jahre vorzuhalten. Die Daten mussen jederzeit abrufbar sein.

Die Betriebsdaten werden als 10-Minuten-Mittelwerte (SCADA-Standart-Format)
uber den Abschaltzeitraum fur die WKA in digitaler Form als csv-Datei abgefragt.
Fur die Dokumentation der Abschaltvorgaben sind die Betriebsdaten fur eine WKA
SO zu exportieren, dass sie in einem Datenblatt aufgeflhrt sind. Nach dem Export
durfen die Dateien nicht mehr verandert werden.

Das Datenblatt muss folgende Angaben enthalten:

* Abgabe als Datei im CSV Format. Als Feldtrennzeichen ist ein Semikolon zu
benutzen (Standardeinstellung bei MS Excel).

» Fur jede WKA ist eine eigene CSV-Datei einzureichen.

« Das Betriebsprotokoll umfasst den vollstandigen von der/n artenschutzrechtli-
chen Bestimmung/en betroffenen Zeitraum.

« Die CSV-Datei enthalt sechs oder sieben Spalten in dieser Reihenfolge: Da-
tum, Uhrzeit, Windgeschwindigkeit, Rotordrehzahl, Leistung und Temperatur.
Die Bezeichnungen der Spaltenuberschriften stehen in der ersten Zeile und
sind frei wahlbar. Der Datenbereich beginnt in der zweiten Zeile.

* Die Spalten sind in folgenden Formaten zu formatieren:
o Datum: TT.MM.JJJJ
o Uhrzeit: HH:MM:SS

o Wind [m/s], Rotordrehzahl [rpm], Leistung [KWh], Gondelaul3entemperatur
[°C]: Formatierung als Dezimalzahl mit einem Komma als Dezimaltrennzei-
chen. Eine einheitliche Anzahl von Nachkommastellen ist nicht notwendig.
Bei ganzen Zahlen kann das Komma entfallen.

Die Zeitraume von Landbewirtschaftungsereignissen auf abschaltauslésenden
Flachen mussen dokumentiert werden und in tabellarischer Form vorliegen.
Folgende Angaben mussen enthalten sein:

« Datum, Bewirtschaftungsform, Uhrzeit Beginn Ereignis, Uhrzeit Ende Ereignis,
Flache/Flurstick.

2.8.6 Begrunter Mastful3:

Im MastfuBbereich sind hochwlichsige Formen von ruderalen Gras- und Stauden-
fluren gemaf} Kartieranleitung und Standardliste der Biotoptypen Schleswig-Host-
eins (LfU 2023) aufwachsen zu lassen, wenn der Mastfuld begriint werden soll und
nicht als versiegelte Flache geplant ist. Eine Mahd ist hochstens einmal im Jahr
durchzufihren, um Gehdlzaufwuchs zu vermeiden. Die Mahd hat zwischen dem
01.09. und dem 28./29.02. des Folgejahres/mit Mahd- zu erfolgen.
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Um den sicheren Zugang zu den WKA flr Service- und Wartungsmalnahmen o-
der anderen Dritten einwandfrei und ohne gesundheitliche Risiken zu gewahrleis-
ten, besteht aus arbeitsschutzrechtlichen Grinden die Moglichkeit, im Mastfullbe-
reich die Ruderalbrache im zwingend notwendigen Umfang aul3erhalb des vorge-
nannten Zeitraumes freizuschneiden. Die Obere Naturschutzbehoérde ist umge-
hend Uber die durchgeflihrten Ma3nahmen zu unterrichten.

Naturschutz (UNB)

Fir die Kompensation fur die mit der Errichtung von 1 Windenergieanlagen (WEA)
einhergehenden Eingriffe in den Naturhaushalt ist eine 23.671 m? grol3e Flache
aus der landwirtschaftlichen Nutzung zu entlassen und dauerhaft der naturlichen
Entwicklung zuzufiihren, sofern nicht Pflege- und EntwicklungsmafRnahmen mit
der Unteren Naturschutzbehoérde abgestimmt sind. In diesem Fall wird die Kom-
pensation Uber eigene anerkannte Okokonten erbracht; in der Gemeinde Langen-
horn tiber das Okokonto Dirkshof VII mit dem Aktenzeichen 67.30.3-6/14 mit
24.181 Okopunkten.

Die Ausbuchung erfolgt nach Eingang der Baubeginnanzeige.

Die Kompensation setzt sich wie folgt zusammen:

WEA 23 (G40/2024/033)
Naturhaushalt: 23.671 m?
Versiegelung: 510 m2.

Die fur die Windenergieanlagen notwendigen neu einzurichtenden Erschlielungen
sind unter Beachtung des Eingriffsminimierungsgebotes des § 15 Abs. 1 Bun-
desnaturschutzgesetz anzulegen. Es ist in der Regel eine Grandbefestigung zu
wahlen. Bitumindse und andere Vollversiegelungen sind zu vermeiden.

ErschlielRungen missen einen Mindestabstand von 2,00 m zu Biotopstrukturen
wie Knicks und Walle einhalten. Gesetzlich geschitzte Biotope dirfen nicht beein-
trachtigt werden (§ 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG). Graben, Feuchtgrin-
land und feuchte Senken durfen nicht mit ggf. entstehendem Aushub uberfullt wer-
den. Erfolgt die Aushubausbringung nicht auf benachbarten landwirtschaftlichen
Nutzflachen, ist bei selbststandigen anderweitigen Aufflllungen bei der Unteren
Naturschutzbehorde ein gesonderter Antrag nach § 11a des LNatSchG zu stellen.

Alle Bautatigkeiten, darunter fallen die Baufeldfreimachung / bauvorbereitende
MalRnahmen, der Wege- und Fundamentbau sowie die Errichtung der WEA selbst,
finden aulRerhalb des Zeitraums vom 01.03. bis 30.09. (Betroffenheit Gehdlze,
Rohrichte) bzw. aulRerhalb des Zeitraums vom 01.03. bis 15.08. (Betroffenheit Ge-
wasser, Amphibien) statt. Abweichungen von dem Bauzeitenfenster sind nur mit
vorheriger schriftlicher Zustimmung der Unteren Naturschutzbehdrde zulassig. So-
fern aus belegbaren Griinden die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht mog-
lich ist, sind der Unteren Naturschutzbehdrde spatestens vier Wochen vor Beginn
der Bauzeitenausschlussfrist zum einen die betriebsbedingten Grinde durch den
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295

2.10

2.10.1

2.10.2

2.10.3

Antragsteller schriftlich darzulegen, zum anderen ist durch eine Umweltbaubeglei-
tung fachlich darzustellen, wie Besatzkontrollen und Vergramungsmafinahmen
durchzufihren sind. Die Umweltbaubegleitung bedarf einer nachweisbaren fachli-
chen Qualifikation.

Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehoérde des Kreises Nordfriesland un-
ter Angabe des Aktenzeichens G40/2024/033 (LfU) spatestens zwei Wochen vor-
her schriftlich anzuzeigen.

Arbeitsschutz

Die Errichtung der genehmigten Windenergieanlage ist spatestens zwei Wochen
vor Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hinge-
wiesen, dass die Bautatigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (z. B. We-
gebau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbe-
horde bei der Unfallkasse Nord, Bei der Lohmiuhle 62, 23554 Libeck, zu richten
und enthalt folgende Informationen:

— Genehmigungsnummer

— Ort der Baustelle

— Name, Anschrift der/des Bauherrin/des Bauherrn

— Name, Anschrift der/des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin/s
— Beginn, Dauer und groben Zeitplan der Arbeiten.

Falls fUr die Errichtung eine Vorankindigung gemaf § 2 Abs. 2 Baustellenverord-
nung erforderlich ist und diese fristgerecht der Staatlichen Arbeitsschutzbehdrde

bei der Unfallkasse Nord zugesandt wird, kdnnen die oben genannten Informatio-
nen mit der Vorankindigung mitgeteilt werden.

Die Inbetriebnahme der genehmigten Windenergieanlage ist spatestens acht Wo-
chen nach Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche
Arbeitsschutzbehdrde bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthalt folgende In-
formationen:

— Genehmigungsnummer

— Name, Anschrift der Betreiberin/des Betreibers

— eingemessene Koordinaten

— eindeutige Kennzeichnung der Windenergieanlage an der AuRenfassade

— Datum der Inbetriebnahme.

Jeder Betreiberwechsel ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehdrde bei der Unfall-
kasse Nord spatestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen.
Die Anzeige enthalt folgende Informationen:

— Genehmigungsnummer

— Name, Anschrift der/des vormaligen Betreiberin/s
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2.10.4

2.10.5

211

2111

— Name, Anschrift der/des zuklnftigen Betreiberin/s

— Datum des Betreiberwechsels.

Jeder Tausch von Gro3komponenten ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehdrde bei
der Unfallkasse Nord spatestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und
enthalt folgende Informationen:

— Genehmigungsnummer

— Name, Anschrift der Betreiberin/des Betreibers

— Beschreibung des Vorhabens (Komponente, Verfahrensweise)

— Beginn, Dauer und Zeitplan der Arbeiten.

Der Ruckbau der genehmigten Windenergieanlage ist spatestens zwei Wochen
vor Beginn der Ruckbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staat-

liche Arbeitsschutzbehorde bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthalt fol-
gende Informationen:

— Genehmigungsnummer

— Ort der Baustelle

— Name, Anschrift der Bauherrin/des Bauherrn

— Name, Anschrift der/des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin/s
— Kurzbeschreibung der Rickbaumethode

— Beginn, Dauer der Arbeiten.

Falls fur den Rickbau eine Vorankindigung gemaR § 2 Abs. 2 Baustellenverord-
nung erforderlich ist und diese fristgerecht der Staatlichen Arbeitsschutzbehdrde

bei der Unfallkasse Nord zugesandt wird, kénnen die oben genannten Informatio-
nen mit der Vorankindigung mitgeteilt werden.

Luftverkehr — militarisch

Der Baubeginn und die Fertigstellung sind dem Bundesamt fir Infrastruktur, Um-
weltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw), Infra | 3, Fontainen-
graben 200, 53123 Bonn, per E-Mail (baiudbwtoe@bundeswehr.org) unter An-
gabe des Zeichens: 1-0965-24-BIA - alle endgultigen Daten wie

* Art des Hindernisses,

« Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84,
« Hohe uber Erdoberflache,

+ Gesamthohe Uber NHN,

anzuzeigen.
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2.12

2121

2.12.2

2123

2124

2.12.5

2.12.6

212.7

2.12.8

Bei Anderungen der Bauhohe, des Anlagentyps oder der Standortkoordinaten ist
das Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr erneut zu beteiligen.

Luftverkehr — zivil

Die Ausfuhrung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV
vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) zu erfolgen.

Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits wahrend der Bauphase beim
Uberschreiten von 100 m (iber Grund sicher zu stellen.

Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass fur die Unterbrechung der
Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht Gberschritten wird.

Die Stromversorgung fur die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender techni-
scher Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Ablaufe si-
cherzustellen. Das entsprechende Konzept fur die Ersatzstromversorgung ist der
Luftfahrtbehdrde vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen.

Fir die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung
sind nur anerkannte Gerate bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zulassig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Wind-
energieanlagenblocken der Abstand zwischen einer Windenergieanlage mit Sicht-
weitenmessgerat und Windenergieanlagen ohne Sichtweitenmessgerat maximal
1500 m betragen darf.

Die fur die Veroffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten sind durch eine
amtliche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luftfahrtbehdrde als auch der
DFS (Deutsche Flugsicherung GmbH), Az. SH 569-c, Postfach 1243, 63202 Lan-
gen, unverzuglich, spatestens jedoch 4 Wochen nach Errichtung der Windkraftan-
lage vorzulegen.

Weitere Einzelheiten zur Kennzeichnung und zur Veroéffentlichung sind der anlie-
genden Stellungnahme der DFS, die Bestandteil dieser Zustimmung ist, zu ent-
nehmen. Eine Kennzeichnung mit Tagesfeuer ist nicht erforderlich.

BNK

Soll die Aktivierung der Nachtkennzeichnung bedarfsgesteuert erfolgen, ist die ge-
plante Installation der Luftfahrtbehdrde vor Inbetriebnahme der BNK anzuzeigen
und hierbei sind, gemall Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung von Luft-
fahrthindernissen vom 15.12.2023 BAnz AT 28.12.2023 B4, folgende Unterlagen
vorzulegen:

1. Nachweis der Baumusterprifung gemafly Anhang 6 Nummer 2 der AVV
durch eine vom Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur be-
nannten Stelle,

Bescheid Az. G40/2024/033 Seite 23 von 58



2. Nachweis des Herstellers und/oder Anlagenbetreibers Uber die Standortbe-
zogene Erfullung der Anforderungen auf Basis der Prifkriterien nach An-
hang 6, Nummer 2 der AVV.

2129 BNK
Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen
vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) ist die Nachtkennzeichnung mit einer
dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gem. Art 1 Teil 2 Nummer 3.6 der
AVV zu kombinieren.

2.12.10 Aus zivilen Hindernisgrunden und militarischen Flugbetriebsgrinden bestehen ge-
gen die Errichtung der Windkraftanlage als Bestandteil des o. g. Windparks mit ei-
ner max. Hohe von 192,00 m 4. NN (192,00 m 0. Grund) keine Einwendungen,
wenn eine Tages- und Nachtkennzeichnung gemaf der ,Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zur Anderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kenn-
zeichnung von Luftfahrthindernissen vom: 15.12.2023 (Bundesanzeiger; BAnz AT
28.12.2023 B4)“ angebracht und eine Verdoffentlichung als Luftfahrthindernis ver-
anlasst wird.

2.12.11 Da eine Tageskennzeichnung fur die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Ro-
torblatter der Windkraftanlage weil oder grau auszufuhren; im auf3eren Bereich
sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Lange [a) aulden beginnend mit 6 Meter
orange - 6 Meter weil} - 6 Meter orange oder b) aul3en beginnend mit 6 Meter rot -
6 Meter weild oder grau - 6 Meter rot] zu kennzeichnen. Hierfur sind die Farbtone
verkehrsweil (RAL 9016), grauweild (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau
(RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwen-
den. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulassig.

2.12.12 Aufgrund der beabsichtigten H6he der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf
halber Hohe rickwartig umlaufend und mit einem mindestens 2 Meter hohen
orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente
und/oderkonstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente durfen
maximal ein Drittel der Flache der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.

2.12.13 Der Mast ist mit einem 3 Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 Me-
ter Uber Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen
6 Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Griinden oder bedingt
durch ortliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.

2.12.14 Am geplanten Standort kdnnen abhangig von der Hindernissituation ergédnzend
auch Tagesfeuer (Mittelleistungsfeuer Typ A, 20 000 cd, gemaf IACO Anhang 14,
Band I, Tabelle 6.1 und 6.3 des Chicagoer Abkommens) gefordert werden, wenn
dies fur die sichere Durchfuhrung des Luftverkehrs als notwendig erachtet wird.
Das Tagesfeuer muss auf dem Dach des Maschinenhauses gedoppelt installiert
werden. Aulierhalb von Hindernisbegrenzungsflachen an Flugplatzen darf das Ta-
gesfeuer um mehr als 50 m Uberragt werden.
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2.12.15 Die Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen mit einer max. Hohe von bis
315 m U. Grund/Wasser erfolgt durch Feuer W, rot.

2.12.16 In diesen Fallen ist eine zusatzliche Hindernisbefeuerung, bestehend aus Hinder-
nisfeuer, am Turm auf der halben H6he zwischen Grund/Wasser und der Nacht-
kennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen
Grunden notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu 5
Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei missen aus jeder Richtung
mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusatzliche Infrarotkenn-
zeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Maschinen-
hauses anzubringen.

2.12.17 Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) daflir zu sorgen, dass auch bei Stillstand
des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein
Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.

2.12.18 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsatzlich uber einen Dammerungsschalter ge-
maf der AVV, Nummer 3.9.

2.12.19 Das ,Feuer W, rot“ bzw. Feuer W, rot ES sind so zu installieren, dass immer min-
destens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls mussen die
Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinenhausdach - nétigenfalls auf
Aufstanderungen - angebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppel-
ten Feuer gleichzeitig (synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige
Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage wahrend der Blink-
phase nicht durch einen Fligel des Rotors verdeckt werden.

2.12.20 Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Takt-
folge ist auf 00.00.00 Sekunde gemall UTC mit einer zulassigen Null-Punkt-Ver-
schiebung von + 50 ms zu starten.

2.12.21 Fur die Ein- und Ausschaltvorgange der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung
auf das Tagesfeuer sind Dammerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von
50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.

2.12.22 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein
Ersatzstromnetz umschalten.

2.12.23 Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windenergieanlagen kdnnen als
Windenergieanlagen-Blocke zusammengefasst werden. Grundsatzlich bedurfen
nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks
befindlichen Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer fir die Tages- und Nacht-
kennzeichnung. Uberragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die
sie umgebenden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen. Bei einer
Gefahr fur die Sicherheit des Luftverkehrs untersagt die zustandige Luftfahrtbe-
horde die Peripheriebefeuerung und ordnet die Befeuerung aller Anlagen an.
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2.12.24 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf
ein ,redundantes Feuer” mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn
die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 %
Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine ent-
sprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.

2.12.25 Storungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden kdnnen, sind der NOTAM-
Zentrale in Langen unter der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail
notam.office@dfs.de unverziuglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeich-
nung ist so schnell wie moglich zu beheben. Sobald die Stérung behoben ist, ist
die NOTAM-Zentrale unverzuglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung
innerhalb von zwei Wochen nicht moéglich, ist das NOTAM-Office und die zustan-
dige Luftfahrtbehdrde, nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.

2.12.26 Fur den Fall einer Stérung der primaren elektrischen Spannungsversorgung muss
ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von
mindestens 16 Stunden gewahrleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der
Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzu-
stellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung
und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf 2 Minuten nicht Uberschrei-
ten. Diese Vorgabe gilt nicht fur die Infrarotkennzeichnung.

2.12.27 Eine Reduzierung der Nennlichtstarke beim Tagesfeuer und ,Feuer W, rot“, Feuer
W, rot ES ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) aner-
kannten meteorologischen Sichtweitenmessgeraten maoglich. Installation und Be-
trieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.

2.12.28 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hin-
dernishéhe von mehr als 100 m . Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu ver-
sorgen.

2.12.29 Sollten Krane zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m . Grund mit einer Ta-
geskennzeichnung und an der héchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung
(Hindernisfeuer) zu versehen.

2.12.30 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgrinden als Luftfahrthindernis veroffent-
licht werden muss, sind

* mindestens 6 Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns

+ spatestens 4 Wochen nach der Errichtung die endgultigen Vermessungsdaten
zu Ubermitteln, um die Vergabe der ENR-Nummer und die endgultige Verof-
fentlichung in die Wege leiten zu kénnen.

Diese Meldung der endgultigen Daten (bitte nur per E-Mail an flf@dfs.de) umfasst
dann die folgenden Details:

» DFS-Bearbeitungsnummer
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 Name des Standortes
* Art des Luftfahrthindernisses

* Geographische Standortkoordinaten [Grad, Min. und Sek. mit Angabe des Be-
zugsellipsoids (Bessel, Krassowski oder WGS 84 mit einem GPS-Empfanger
gemessen)]

* Hohe der Bauwerksspitze [m 4. Grund]
* Hohe der Bauwerksspitze [m 4. NN, Hohensystem: DHHN 92]

* Art der Kennzeichnung [Beschreibung]

2.12.31 Der DFS ist ein Ansprechpartner mit Anschrift und Tel.-Nr. der Stelle anzugeben,

213
2.13.1

2.13.2

2.13.3

IV

1.1

1.2

die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. fur die Instandsetzung zustandig ist.
StralRenverkehr

Dem Landesbetrieb ist Uber die Strallenmeisterei Bredstedt rechtzeitig vor Beginn
der Arbeiten und in vorheriger Absprache mit dem zustandigen Leiter der Stral3en-
meisterei Bredstedt durch die betroffene Gemeinde pruffahige Planunterlagen zur
Genehmigung und zum Abschluss einer Vereinbarung vorzulegen.

Die Erlaubnis von temporaren Umbaumaf3nahmen an Bundes-, Landes- und
KreisstralRen zur Realisierung von Groflraum- und Schwertransporten (GST) wird
Bestandteil der straRenverkehrlichen Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO (GST-
Erlaubnis). Notwendige Bedingungen und Auflagen sind in diese GST-Erlaubnis
zu Ubernehmen.

Zur Koordination der erforderlichen Malknahmen sind die Fahrtrouten (Strecken-
protokoll) und die geplanten MalRihahmen mit dem Landesbetrieb Strallenbau und
Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, rechtzeitig vor Beginn der Arbei-
ten und Transporte abzustimmen.

Hinweise

Allgemeines

Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behoérdlichen Entscheidungen, die nach
§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.

Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Burgerlichen
Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die
geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erflllen.
Sicherungsleistungen sind beispielsweise:

» Selbstschuldnerische Bankblrgschaft,

« Sparbuch oder Kontoverpfandung,

* Hinterlegung von Geld (pfandungs- und insolvenzsicher),
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1.3

1.4

1.5

2.1

3.1

* Konzernburgschaft.

Ein Wechsel des Anlagenbetreibers / der Anlagenbetreiberin sowie ggf. eine An-
derung an der Rechtsform des Betreibers / der Betreiberin ist gegenlber dem Lan-
desamt fur Umwelt schriftlich, mit dem in der Anlage beigefligtem Formular (Be-
treiberwechsel), mitzuteilen.

Die Genehmigung erlischt, wenn die Anlage wahrend eines Zeitraumes von mehr
als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist.

Die Inbetriebnahme der WKA erfolgt, sobald diese erstmalig elektrische Energie in
ein Stromnetz abfuhrt.

Immissionsschutz

Die WKA wird beurteilt nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm —
TA Larm (GMBI. 1998 Nr. 26 vom 26. August 1998). Die der WKA am nachsten
gelegenen Gebaude mit schutzbedirftigen Wohnraumen liegen im Aul3enbereich.
Die TA Larm nennt flr besagte Wohnraumarte die unten aufgefihrten Immissions-
richtwerte, die bei der Beurteilung der hier genehmigten WKA bertcksichtigt wur-
den.

Mischgebiet

tags 60 dB(A) 06.00 Uhr bis 22.00 Uhr
und

nachts 45 dB(A) 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr

Eine WKA wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Larm relevant ein,
wenn der Schallimmissionspegel groRer ist als der Immissionsrichtwert (IRW) mi-
nus 12 dB(A).

Bei Uberschreitung des Schallleistungspegels (Lwa) sind larmmindernde Mafnah-
men vorzunehmen. Dazu zahlt auch die Einschrankung des Nachtbetriebes oder
eine weitere Einschrankung der Leistung oder Drehzahl.

Baurecht

Die Bauuberwachung — einschlieBlich der Abnahme — ist nach der Baugebuhren-
verordnung (BauGebVO) in Verbindung der Anlage 1 zur Baugebihrenverordnung
gebuhrenpflichtig.

FUr die Berechnung der Abstandsflachen ist § 6 Abs. 5 LBO 2024 zu Grunde zu
legen.
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3.2 Der Bauantrag wurde nicht gepruft auf Vorschriften, die der Sicherheit und dem
Gesundheitsschutz der Beschaftigten beim Errichten und Andern von Arbeitsstat-
ten dienen. Die nach anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Ge-
nehmigungen, Zustimmungen, Bewilligungen und Erlaubnisse im Zusammenhang
mit den vorgenannten Vorschriften haben Sie als Bauherr (in) vor Errichtung ein-
zuholen.

3.3 Voraussetzungen fur den Baubeginn

Mit der Bauausflhrung oder mit der Ausfihrung des jeweiligen Bauabschnittes
darf erst begonnen werden, wenn

e die prufpflichtigen bautechnischen Nachweise - auch in den Fallen nach § 66
Abs. 3 Nr. 2 LBO - spatestens zehn Werktage vor Baubeginn geprift bei der
Bauaufsichtsbehdrde vorliegen (§ 72 Abs. 6 LBO),

¢ die nicht prufpflichtigen bautechnischen Nachweise bei Baubeginn der Bauher-
rin oder dem Bauherrn vorliegen (§ 72 Abs. 6 LBO),

e die Baubeginnanzeige mindestens eine Woche vor Baubeginn bei der unteren
Bauaufsichtsbehdrde des Kreises Nordfriesland unter Verwendung des anlie-
genden Vordrucks vorgelegt worden ist (§ 72 Abs. 6 LBO).

34 Bauleiterin/Bauleiter

Vor Baubeginn sind der unteren Bauaufsichtsbehdrde des Kreises Nordfriesland
unter Verwendung des anliegenden Vordrucks Name und Anschrift der Bauleite-
rin/des Bauleiters schriftlich mitzuteilen. Bei einem Wechsel dieser Person wah-
rend der Bauausfihrung hat die Mitteilung hieriber unverztglich zu erfolgen (§ 53
Abs. 1 LBO).

3.5 Bauuberwachung

Die Bauherrin/der Bauherr hat den Personen, die nach § 66 Abs. 2 Satz 1 LBO die
bautechnischen Nachweise aufgestellt haben, den Baubeginn anzuzeigen und die
Bauuberwachung rechtzeitig zu veranlassen (§ 53 Abs. 1 LBO).

Im Ubrigen wird auf die zwingenden Regelungen zur Bauliberwachung nach § 81
LBO hingewiesen.

3.6 Aufnahme der Nutzung

e Die Bauherrin oder der Bauherr hat der unteren Bauaufsichtsbehorde des
Kreises Nordfriesland unter Verwendung des anliegenden Vordrucks die be-
absichtigte Aufnahme der Nutzung mindestens zwei Wochen vorher anzuzei-
gen. Mit der Anzeige sind die Bescheinigungen/Bestatigungen nach § 82 Abs.
2 Satz 2 LBO vorzulegen.

e Eine bauliche Anlage darf erst genutzt werden, wenn u. a. sie selbst, die Zu-
fahrtswege, die Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsanlage in dem
erforderlichen Umfang sicher benutzbar sind (§ 82 Abs. 2 Satz 3 LBO).
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3.7 Allgemeines

Bei der Ausflihrung des Vorhabens ist zu beachten, dass

¢ die Genehmigung und die genehmigten Bauvorlagen nicht getrennt werden
und standig auf der Baustelle bereit zu halten sind,

o flr nicht geregelte Bauprodukte die nach § 17 Abs. 3 LBO geforderten Ver-
wendbarkeitsnachweise auf der Baustelle bereit zu halten

¢ sind und diese Bauprodukte die nach § 22 LBO geforderte Bestatigung der
Ubereinstimmung haben,

e Abweichungen von den genehmigten Bauvorlagen vor Beginn der Arbeiten be-
antragt und genehmigt sein mussen.

4, Naturschutz (ONB)

4.1 Durch die Einrichtung eines 2-jahrigen nachgelagerten Hohenmonitorings kann
der Abschaltalgorithmus Uberprift werden. Das Monitoring ist nach den jeweils ak-
tuellen Voraussetzungen gemal BMU-Forschungsprojekt (RENEBAT) bzw. den
jeweils aktuellen Vorgaben nach ProBat durchzufuhren. Nach Vorliegen der voll-
standigen Daten aus zwei Erfassungsjahren ist eine Gefahrdungseinschatzung
mdglich, die eine Beurteilung der notwendigen Abschaltvorgaben zulasst. Im Rah-
men eines Anderungsverfahrens auf der Grundlage des immissionsschutzrechtli-
chen Antrages kann unter Beteiligung der Oberen Naturschutzbehérde (ONB)
Uber einen spezifisch angepassten Abschaltalgorithmus oder tUber die Aufhebung
des bisherigen Algorithmus entschieden werden. Einzelheiten zur Durchflhrung
des Monitorings sind rechtzeitig mit der Oberen Naturschutzbehdrde abzustim-

men.
5. Naturschutz (UNB)
5.1 Zum Bauvorhaben wird das Benehmen erteilt.

5.2 Zur Kompensation wird das Einvernehmen erteilt.

6. Gewasserschutz

6.1 Im Zuge der ErschlieBung der Windenergieanlagen werden Gewasser ver-
rohrt/Uberquert. Hierflr ist eine wasserrechtliche Genehmigung gem. § 68 Was-
serhaushaltsgesetz bzw. § 23 Landeswassergesetz erforderlich. Die wasserrecht-
liche Genehmigung wird gem. dem LBP Kap. 5.2 gesondert bei der unteren Was-
serbehorde beantragt.

7. StraBenverkehr

71 Es muss sichergestellt werden, dass von den Rotoren der Windkraftanlage bei
entsprechender Witterung weder Feuchtigkeit, noch Eisstiicke auf die 6ffentlichen
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7.2

8.1

8.2

8.3

8.4

9.1

9.2

10.

10.1

10.2

Verkehrsflachen gelangen. Weiterhin sind die Oberflachen der Anlage so auszu-
gestalten, dass keine Reflektionen entstehen, durch die Verkehrsteilnehmer ge-
blendet werden kdnnen.

Der LBV weist darauf hin, dass evtl. erforderlich werdende dauerhafte Verbreite-
rungen der Einmindungen von Gemeindestralen in Bundes-, Landes-, Kreisstra-
Ren nur im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr
Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, erfolgen kénnen.

Bahnverkehr

Fir die Nutzung von Bahniibergangen (BU) mit Schwerlasttransportern ist eine
gesonderte Prufung erforderlich.

Die BU sind ggfs. nicht fir Achslasten der Schwerlasttransporter ausgelegt, so
dass SicherungsmafRnahmen (Beweissicherungsverfahren, Lastverteilungsplatten,
baubetriebliche Sperrungen etc.) erforderlich werden.

Da die Planung und Durchfuhrung der SicherungsmalRnahmen eine gewisse Vor-
laufzeit benotigen, ist eine fruhzeitige Beantragung der Nutzung bei der DB In-
fraGO AG zwingend notwendig.

Alle aus obig genannten Hinweisen entstehende Kosten gehen zu Lasten des An-
tragstellers bzw. seiner Rechtsnachfolger.

Deich- und Hauptsielverband Stiidwesthérn-Bongsiel (DHSV SWBS)

Fir Anderungen bestehender Uberfahrten sowie die Herstellung neuer Uberfahr-
ten im Rahmen der Erschliefung und Errichtung von Zuwegungen sind wasser-
rechtliche Genehmigungen der Unteren Wasserbehdrde des Kreises Nordfriesland
erforderlich, diese sind gesondert und eigenstandig zu beantragen.

Weitere Informationen, Hinweise und Anforderungen bezlglich des Umgangs mit
Verbandsanlagen des Hauptverbandes, der Sielverbande sowie der Wasser- und
Bodenverbande finden sich im Internet unter www.deichbauamt.de.

Luftverkehr — zivil

Antrage zur Aufstellung von Kranen fur die Errichtung der Windkraftanlagen, brau-
chen nicht erneut vorgelegt werden. Die Zustimmung nach § 14 LuftvVG gilt hiermit
als erteilt. Auflage 2.13.2 gilt entsprechend.

Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der ge-
nannten Nachweisfihrung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbe-
horde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbe-
triebnahme der BNK erst nach Vorlage der genannten Unterlagen erfolgt.

Bescheid Az. G40/2024/033 Seite 31 von 58


http://www.deichbauamt.de/

10.3

10.4

11.
11.1

11.2

11.3

11.4

11.5

11.6

Bei Nichteinhaltung dieser Auflagen behalt sich die Luftfahrtbehdrde eine Prufung
gemal § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefahrlichen Eingriff in den Luftverkehr
vor. Die Veranderung der Leuchtstarke und -richtung der Kennzeichnung stellt ei-
nen gefahrlichen Eingriff in den Luftverkehr dar und kann gem. § 315 StGB mit
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft werden.

Bei Anlagenh6hen von mehr als 315 m U. Grund/Wasser ist vom Antragsteller ein
flugbetriebliches Gutachten mit Kennzeichnungskonzept (Tages- und Nachtkenn-
zeichnung) vorzulegen. Die zustandige Landesluftfahrtbehdrde entscheidet nach

Prifung des Gutachtens Uber die Zustimmung zur Errichtung der Windenergiean-
lage.

Arbeitsschutz

Der zuklnftige Betreiber ist verpflichtet die erforderlichen MalRnahmen des Ar-
beitsschutzes flr die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von Beschaftigten
entsprechend den in der Betriebssicherheitsverordnung — BetrSichV genannten
allgemeinen Grundsatzen zu gewahrleisten. Insbesondere hat er dafur zu sorgen,
dass die Anlage/n entsprechend den Vorschriften der Betriebssicherheitsverord-
nung — BetrSichV einschliellich ihres Anhangs eingerichtet und betrieben
wird/werden, so dass von ihr/ihnen keine Gefahrdungen fur die Sicherheit und die
Gesundheit von Beschaftigten ausgeht/en.

Die Staatliche Arbeitsschutzbehdrde bei der Unfallkasse Nord hat in diesem Ge-
nehmigungsverfahren die vorgelegten Antragsunterlagen nicht auf Konformitat mit
den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften gepruft. Die Einhaltung und Umsetzung
der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in der Eigenverantwortung des/der
Betreibers/Betreiberin bzw. des/der Arbeitgebers/Arbeitgeberin. Die einschlagigen
staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhangig vom Genehmigungsbe-
scheid zu beachten und einzuhalten.

Der/die Arbeitgeber/in hat gemaR § 1 Arbeitssicherheitsgesetz fiir eine sicherheits-
technische und arbeitsmedizinische Betreuung des eigenen Betriebs zu sorgen.

Der/die Arbeitgeber/in hat eine Gefahrdungsbeurteilung gemaf § 5 Arbeitsschutz-
gesetz (ArbSchG) durchzufihren und das Ergebnis gemal § 6 Arbeitsschutzge-
setz zu dokumentieren. Dabei hat der/die Arbeitgeber/in neben den Anforderun-
gen des Arbeitsschutzgesetzes insbesondere die Regelungen der Arbeitsstatten-
verordnung, der Betriebssicherheitsverordnung und der Gefahrstoffverordnung zu
beachten.

Der/die Arbeitgeber/in hat die eigenen Beschaftigten gemal § 12 Arbeitsschutzge-
setz Uber Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit ausreichend und ange-
messen zu unterweisen. Es sollte ein Unterweisungsnachweis gefuhrt werden.

Die vorgenannten Hinweise 2-4 gelten fur jede/jeden Arbeitgeber/in, der bzw. die
Beschaftigte mit Tatigkeiten im Rahmen der Errichtung des Betriebs und des
Ruckbaus beauftragt.
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11.7

12.

12.1

13.

13.1

Fur die Errichtung und den Ruckbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung
zu berucksichtigen. Auf die Vorankindigung gemaf § 2 Abs. 2 Baustellenverord-
nung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemal § 2 Abs. 3 Baustellen-
verordnung den/die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator/in gemaf § 3
Abs. 1 Baustellenverordnung sowie die Unterlage fur spatere Arbeiten gemaf §3
Abs. 2 Nr. 2 Baustellenverordnung wird hingewiesen. Die zustandige Behorde ist
die Staatliche Arbeitsschutzbehdrde bei der Unfallkasse Nord.

Denkmalschutz

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverziglich unmittelbar oder
Uber die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehdrde mitzuteilen (§ 15 DSchG).
Die Verpflichtung besteht ferner fur die Eigentimerin oder den Eigentumer und die
Besitzerin oder den Besitzer des Grundstlcks oder des Gewassers, auf oder in
dem der Fundort liegt und flr die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Ent-
deckung oder zu dem Fund geflhrt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Ver-
pflichteten befreit die Ubrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kultur-
denkmal und die Fundstatte in unverandertem Zustand zu erhalten, soweit es
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann.
Diese Verpflichtung erlischt spatestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mit-
teilung.

Archaologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse wie Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbe-
schaffenheit.

Bergbau, Energie und Geologie

Sofern im Zuge des 0.g. Vorhabens Baumalnahmen erfolgen, verweist das LBEG
fur Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhaltnissen am Standort auf
den NIBIS® Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundver-
haltnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Bau-
grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundun-
gen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten ge-
malf der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gul-
tigen Fassungen erfolgen.

Entscheidungsgrundlagen / Antragsunterlagen

Nachfolgend aufgeflhrte Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungsbeschei-
des:

Nr. |Benennung
Inhaltsverzeichnis

1. Antrag

1.1 Antrag auf 6ffentliche Bekanntmachung nach § 21a der 9. BImSchV

Antrage flr eine Genehmigung oder eine Anzeige nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) — Formular 1.1

Bescheid Az. G40/2024/033 Seite 33 von 58



Nr. |Benennung
1.2  |Kurzbeschreibung/Projektbeschreibung

1.3 |Koordinatenliste Anlagenstandorte

2. Lageplane
2.1 |Topographische Karte 1:25.000
2.2  |Auszug aus dem Liegenschaftskataster 1:2.000

2.3 |Lageplane
» Sud 1:7.000 vom 21. Dezember 2024; geandert am 29. April 2024
* Nord-Mitte 1:7.000 vom 21. Dezember 2023; geandert am 7. Februar 2024
» Mitte 1:7.000 vom 21. Dezember 2023; geandert am 29. April 2024
* Nord 1:7.000 vom 21. Dezember 2023; geandert am 7. Februar 2024
* Nord-Mitte 1:7.000 vom 21. Dezember 2023; geandert am 26. Februar 2024
» Mitte 1:7.000 vom 21. Dezember 2023; geandert am 8. Februar 2024
* Sld 1:7.000 vom 21. Dezember 2023; geandert am 26. Februar 2024
» Ubersichtsplan Mitte 1:5.000 vom 21. Dezember 2023; geandert am
26. Februar 2024
+ Ubersichtsplan Nord 1:5.000 vom 19. Dezember 2023; geandert am
26. Februar 2024
» Ubersichtsplan Siid 1:5.000 vom 19. Dezember 2023; geandert am
26. Februar 2024

2.4 |Lageplan 1:2.000 und Legende
2.5 |Bauzeichnungen

2.6 |Werkslage- und Gebaudeplan - ohne Inhalt

2.7  |Auzug aus dem gultigen Flachennutzungs- oder Bebauungsplan oder
Satzungen nach §§ 34, 35 BauGB — Flachennutzungsplan der Gemeinde
ReulRenkoge

3. Anlage und Betrieb
3.1 |Technische Beschreibung Doc.: E0004474009
3.2 |Angaben zu verwendeten und anfallenden Energien - ohne Inhalt

3.3 |Gliederung der Anlage in Anlagenteile und Betriebseinheiten - ohne Inhalt

3.4 |Betriebsgebaude, Maschinen, Apparate, Behalter - ohne Inhalt

3.5 |Angaben zu gehandhabten Stoffen inklusive Abwasser und Abfall und deren

Stoffstromen

* Einsatz von Flussigkeiten und MaRanhmen gegen unfallbedingten Austritt;
Rev. 08/31.01.2023, Dokumentennr.: E0003951248

* Sicherheitsdatenblatter der gehandhabten Stoffe

Ordner 2:

Nr. |Benennung

3.6  |Maschinenaufstellungspléne — ohne Inhalt
3.7 |Abmessungen Maschinenhaus und Rotorblatter Doc.: E0004289528

3.8 FlieRbilder, GrundflieBbild mit Zusatzinformationen nach DIN EN I1SO 10628,
Verfahrensflie3bild nach DIN EN ISO 10628, Rohrleitungs- und
InstrumentenflieRbilder — ohne Inhalt

3.9 |Vertrauliche Unterlagen
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Nr. |Benennung

* Herstell- und Rohbaukosten
« Stellungnahme zum Rickbau der Pfahle

4. Emissionen und Immissionen im Einwirkungsbereich der Anlage

4.1 |Art und Ausmal aller luftverunreinigenden Emissionen einschlie3lich
Geruchen, die voraussichtlich von der Anlage ausgehen werden — ohne Inhalt

4.2 |Betriebszustand und Emissionen von staub-, gas- und aerosolférmigen
luftverunreinigenden Stoffen sowie Gertichen — ohne Inhalt

4.3 |Quellenverzeichnis Emissionen von staub-, gas- und aerosolférmigen
luftverunreinigenden Stoffen sowie Gertichen — ohne Inhalt

4.4 |Quellenplan Emissionen von staub-, gas- und aerosolférmigen
luftverunreinigenden Stoffen sowie Geriichen — ohne Inhalt

4.5 Betriebszustand und Schallemissionen
* Rotornenndrehzahlen
* Herstellererklarung zu den Schallemissionen

4.6 |Quellenplan Schallemissionen / Erschutterungen — ohne Inhalt

4.7 |Sonstige Emissionen — ohne Inhalt

4.8 |Vorgesehene MaRnahmen zur Uberwachung aller Emissionen

* Option Serrations an Nordex-Blattern

* Umwelteinwirkungen einer Windenergieanlage Doc.: NALLO1_008514_DE
» Schattenwurfmodul Doc.: KO815_051312_DE

* Fledermausmodul Doc.: KO815_051313_DE

* Erklarung zu SchutzmaflRnahmen

4.9 |Emissionsgenehmigung gemal TEHG — ohne Ihnalt

4.10 |Sonstiges

+ Schallimmissionsprognose Projektnr.: 2024-26 vom 29. Mai 2024

* Legende

* Modelldaten

* Berechnungsprotokoll

* Berechnungsergebnisse

* Legende 1:45.000

* Auszlge aus Datenblattern und Messberichten

» Oktav-Schallleistungspegel Nordex N149/5.X Rev. 05, 2023-12-04

» Oktav-Schallleistungspegel Nordex N133/4.8 Rev. 04, 2021-05-19

+ Schalltechnischer Bericht Nr.: 216153-01.06 vom 1. Juni 2016

* Kurzberichte Bestimmung der Schallleistungspegel des Typs REpower 3.4M
104, REpower MM82, Vestas V112-3.3 MW, Vestas V112-3.0 MW

» Bestimmung Schallleistungspegel aus mehreren Einzelmessungen
Berichtsnummer: GLGH-4286 12 10112 258-A-0006-A

« Schriftverkehr Kreis Nordfriesland vom 23.10.2019, 04.04.2007, 12.09.2023

« Ubersichtsplan Abriss 1:1.500

* Anzeige der Beseitigung von Anlagen

» Lageplan 1:500

» Schattenwurfprognose Projektnummer: 2024-26 vom 29. Mai 2024

» SHADOW Hauptergebnis

* SHADOW Grafischer Kalender

+ SHADOW Kalender pro WEA
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Nr. |Benennung

» SHADOW Karte
e Schreiben DSB GmbH vom 18. Juni 2024

5. Messung von Emissionen und Immissionen sowie Emissionsminderung
— Entfallt —

6. Anlagensicherheit
- Entfallt -

7. Arbeitsschutz

* Arbeitsschutz und Sicherheit in Nordex-Windenergieanlagen;
Allgemeine Dokumentation NALLO1_008535

+ Sicherheitsanweisung; Verhaltensregeln an, in und auf Windenergieanlagen;
Dok.: E0003937116

*» Technische Beschreibung Befahranlage;
Allgemeine Dokumentation NALLO1_ 022693 DE

8. Betriebseinstellung

8.1  |Allgemeine Dokumentation Maf3nahmen bei der Betriebseinstellung Rev.
06/01.04.2021

8.2  |Vertrauliche Unterlagen

* Allgemeine Dokumentation Rickbauaufwand fur Windenergieanlagen;
Doc.: E0003951535

» Berechnungsbeispiele fur den Ruckbau einer N133/4800 mit 83 m, 110 und
125 m Nabenhohe

* Verpflichtungserklarung

9. Abfille

9.1 * Allgemeine Dokumentation Abfallbeseitigung; Doc.: NALLO1_008536_DE
+ Allgemeine Dokumentation Abfalle beim Betrieb der Anlage;
Doc.: E0004003703

10. |Abwasser

— Entfallt —

11. |Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

- Entfallt -

12. |Bauvorlagen und Unterlagen zum Brandschutz

12.1 |Bauantrage

12.2 |Baubeschreibung

12.4 |Nachweis Bauvorlageberechtigung

12.5 |Allgemeine Dokumentation Grundlagen zum Brandschutz;
Doc.: E0003944543

12.6 |Prufbescheid Typenprifung; Prifnummer: 3202249-11-d Rev. 4
12.7 |Baugrundgutachten AU 0129-24 vom 10. September 2024

12.8 |Pachtvertrage

12.9 |Grenzabstandsberechnung

13. Natur, Landschaft und Bodenschutz
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Nr.

Benennung

13.1 |Angaben zum Betriebsgrundstlick und zur Wasserversorgung sowie zu Natur,
Landschaft und Bodenschutz
Ordner 3
Nr. Benennung
13.5 Sonstiges
* Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vom 27. Februar 2024
* Ornithologisches Fachgutachten vom 27. Februar 2024
* 1. Nachtrag Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) vom 19. Juli 2024
» Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) vom 11. Marz 2024
14. Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP)
14.1 Klarung des UVP-Erfordernisses
15. Chemikaliensicherheit
— Entfallt —
16. Anlagenspezifische Antragsunterlagen
16.1.3 | Gutachten zu Risiken durch Eiswurf und Einsfall;
Referenz-Nr.: 2024-B-124_P4-R0 vom 10. September 2024
» Zusammenfassung des Gutachtens Funktionalitat und Zuverlassigkeit
Eiserkennungssystem Bericht-Nr.: 8118 365 241 D Rev. 1
16.1.4 |Gutachten zur Standorteignung Bericht-Nr.: 117-SE-2024-070 Rev. 01
16.1.5 |Wartungsbericht E0004345416 Rev. 18/16.06.2022
16.1.7  |Allgemeine Dokumentation Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen;
Doc.: NALLO1_064691_DE
17. Sonstige Unterlagen
171 * Angaben zum Wasser- und Bodenverband
» Formular Richtfunk-Bauleitplanung

B Begriindung

| Sachverhalt / Verfahren

1. Antrag nach § 4 BImSchG

Die Firma Burgerwindpark ReuRenkdge GmbH & Co. KG, Sonke-Nissen-Koog 58
in 25821 Reulenkoge hat mit Datum vom 19. Januar 2023 beim Landesamt fur
Umwelt den Antrag auf eine Neugenehmigung zur Errichtung und zum Betrieb ei-
ner Windkraftanlage (WKA) des Typs Nordex N133-4.8 MW STE mit einer Naben-
héhe von 125,4 m, einem Rotordurchmesser von 133,2 m, einer Gesamthdhe von
192,0 m und einer Nennleistung von 4,8 MW gestellt.

Der vorgesehene Standort der ortsfesten Anlage befindet sich in 25821 Reul3en-
koge, Gemarkung ReulRenkdge, Flur 23, Flurstlick 70.
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2.1

Mit der beantragten Genehmigung sollen folgende Malinahmen realisiert werden:
* Herstellung der Zufahrtswege und Stellflachen auf dem Betriebsgrundsttick

* Herstellung des Fundaments (Pfahlgriindung)

» Errichtung der Windkraftanlage

* Integration der Nachtkennzeichnung der WKA in ein System der bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung (BNK-System)

Genehmigungsverfahren

Die beantragte Errichtung und der Betrieb der Windkraftanlage am oben angege-

benen Standort bedarf einer Genehmigung nach § 4 BImSchG, da das Vorhaben

in besonderem Mal3e geeignet ist, schadliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen
oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefahrden, er-
heblich zu benachteiligen oder erheblich zu belastigen.

Bei der beantragten Anlage handelt es sich um eine Anlage zur Nutzung von
Windenergie mit einer Gesamthdhe von mehr als 50 Metern und weniger als 20
Windkraftanlagen.

Aufgrund der Unterschreitung der Mengenschwelle von 20 WKA fallt das Vorha-
ben unter die Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV, so dass gemaf § 2 Absatz
1 Nummer 2 der 4. BImSchV ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren (ohne Of-
fentlichkeitsbeteiligung) geman § 19 BImSchG durchgefuhrt wurde.

Gemal § 2 Nummer 3 der Landesverordnung Uber die zustandigen Behorden
nach immissionsschutzrechtlichen sowie sonstigen technischen und medienuber-
greifenden Vorschriften des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) ist das Landesamt
fur Umwelt (LfU) die zustandige Behorde fir die Durchfihrung des Genehmi-
gungsverfahrens.

UVP-Pflicht

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um ein Vorhaben nach Nummer
1.6.1 der Anlage 1 zum UVP-Gesetz (UVPG).

Gemal § 6 Absatz 1 Windenergieflachenbedarfsgesetz (WindBG) sind eine Um-
weltvertraglichkeitsprifung gemat UVPG und eine artenschutzrechtliche Prifung
gemal § 44 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) nicht durchzuflhren,
wenn die Windkraftanlage zum Zeitpunkt der Genehmigungserteilung in einem
ausgewiesenen Windenergiegebiet nach § 2 Nummer 1 WindBG liegt.

Laut § 6 Absatz 1 Satz 2 WindBG ist dies nur anzuwenden, wenn bei der Auswei-
sung des Windenergiegebietes eine Umweltprifung nach § 8 des Raumordnungs-
gesetzes oder § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs durchgefihrt wurde und das
Windenergiegebiet nicht in einem Natura 2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet
oder einem Nationalpark liegt.
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2.2

2.3

Das Vorhaben liegt zum Zeitpunkt der Genehmigungserteilung in einer fur die
Windkraft ausgewiesenen Flache der 20. Anderung des Flachennutzungsplans
(FNP) der Gemeinde ReulRenkdge. Der FNP verfugt Gber einen Umweltbericht ge-
mal § 2 Baugesetzbuch (BauGB) und die Ausweisung der Flache entspricht den
Vorgaben des § 2 Nummer 1 a WindBG.

Ebenfalls liegt das Vorhaben aufierhalb eines Natura 2000-Gebiets, eines Natur-
schutzgebiets oder eines Nationalparks.

Demgemal ist der § 6 WindBG anzuwenden, weshalb eine Umweltvertraglich-
keitsprufung nicht durchzufihren war.

Im Rahmen der Prufung der Genehmigungsvoraussetzungen haben sich auch
durch die Behordenbeteiligung keine Hinweise oder Sachverhalte ergeben, die
eine gegenteilige Entscheidung oder erneute Prufung begrindet hatten.

Erfordernis einer Vertraglichkeitspriufung nach § 34 BNatSchG

Nach § 34 Absatz 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Vertrag-
lichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets zu Uberprifen, wenn
sie einzeln oder im Zusammenhang mit anderen Projekten geeignet sind, das Ge-
biet erheblich zu beeintrachtigen.

Die zum Vorhaben nachstgelegenen FFH- und Vogelschutzgebiete sind:

e Ramsar-Gebiet S-H Wattenmeer und angrenzende Kistengebiete (west-
lich > 3 km Entfernung)

Fir die FFH-Vertraglichkeit sind nur diejenigen Wirkfaktoren von Bedeutung, die
sich auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebiets und die fur sie maf3geblichen Be-
standteile auswirken kénnen.

Es erfolgt kein Eingriff in das 0. g. Gebiete. Auch sind aufgrund der Entfernung
zum Natura 2000-Gebiet zum Vorhaben Beeintrachtigungen von vornherein aus-
zuschliel3en.

Eine Prufung auf die Vertraglichkeit mit den Erhaltungszielen des Schutzgebiets
gemal § 34 BNatSchG ist nicht erforderlich.

Behordenbeteiligung

Nach Prifung der eingereichten Antragsunterlagen auf Vollstandigkeit wurden ge-
maf § 10 Absatz 5 BImSchG und § 11 der Verordnung uber das Genehmigungs-
verfahren (9. BImSchV) von folgenden Behdérden, deren Aufgabenbereiche durch
das Vorhaben berihrt werden, Stellungnahmen zum Genehmigungsantrag einge-
holt:

» Kreis Nordfriesland mit den Fachbereichen:
— Bauaufsicht,
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— Brandschutz,

— Denkmalschutz,
— Naturschutz,

— Wasser,

— Boden,

— Abfall;

+ Gemeinde ReulRenkdge und Nachbargemeinden Struckum und Breklum tber
das Amt Mittleres Nordfriesland;

* Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, Bonn;

* Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Nord, Hamburg;

» Landesbetrieb Stralenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Niederlassung
Flensburg;

* Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein
Luftfahrtbehdrde, Kiel;

+ Staatliche Arbeitsschutzbehdrde bei der Unfallkasse Nord, Standort Lubeck;
* Landesamt fur Umwelt, Obere Naturschutzbehdrde, Flintbek;

» Schleswig-Holstein Netz AG, Netzcenter Niebdll;

+ TenneT TSO GmbH, Lehrte;

* Archaologisches Landesamt, Schleswig, als Obere Denkmalschutzbehdrde;

» Landesbetrieb fur Kistenschutz, Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-
Holstein, Husum;

*  Ministerium fur Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, - Landesplanung -,
Kiel;

» Eisenbahn-Bundesamt, Hamburg;

» Deutsche Bahn AG, Hamburg;

* Deutsche Telekom Technik GmbH, Richtfunk-Trassenauskunft, Bayreuth;

* Bundesnetzagentur, Berlin;

» Landesamt fir Bergbau, Energie und Geologie, Hannover;

« Dataport AGR, Hamburg;

* Deich- und Hauptsielverband Sudwesthorn-Bongsiel, Risum-Lindholm.

Die von diesen Behorden eingegangenen Stellungnahmen wurden im Genehmi-

gungsbescheid unter anderem in Form von Nebenbestimmungen und Hinweisen
berucksichtigt.
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| Sachpriifung

Die Voraussetzungen flr die Erteilung der beantragten Genehmigung sind in

§ 6 BImSchG aufgefuhrt. Danach muss die Erfullung der sich aus § 5 BImSchG
und einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsvorschrift ergebenden
Pflichten sichergestellt sein und es dlrfen keine anderen 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der
Anlage entgegenstehen.

1. Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG

Zur Gewahrleistung eines hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt ist im
Rahmen des Genehmigungsverfahrens gepruft worden, ob die sich aus § 5 BIm-
SchG ergebenden Grundpflichten fur Betreiber genehmigungsbedurftiger Anlagen
erfullt werden.

1.1 Schutz- und Abwehrpflicht vor schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belastigungen fur die Allge-
meinheit und die Nachbarschaft, das heif’t, Verhinderung von konkret bzw. beleg-
bar schadlichen Umwelteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG).

Nach § 3 BImSchG sind schadliche Umwelteinwirkungen ,Immissionen, die nach
Art, Ausmald oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Belastigungen fur die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufuh-

ren-.

Bei dem beantragten Vorhaben sind dies insbesondere Umwelteinwirkungen, die
durch in Form von Schallimmissionen, periodischem Schattenwurf und Turbulen-
zen im Nachlauf der Anlagen hervorgerufen werden konnen.

Schall

Zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft durch schadliche Umwelt-
einwirkungen (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG) durch Gerausche sind die Vorgaben der
Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm) mafdgeblich. AulRer-
dem ist der Erlass des MELUND vom 31.01.2018 zur EinfUhrung der aktuellen
LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen in Schleswig-Hol-
stein und des erganzenden Erlasses vom 20.04.2022 zu beachten.

Die der Windkraftanlage am nachsten gelegenen Gebaude mit schutzbedurftigen
Raumen liegen im Auflenbereich. Die TA Larm nennt fur diese Wohnraume die
unten aufgefuhrten Immissionsrichtwerte, die bei der Beurteilung der hier geneh-
migten WKA berucksichtigt wurden.

Mischgebiet:

tags 60 dB(A) - 06.00 Uhr bis 22.00 Uhr
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und
nachts 45 dB(A) - 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr

Eine Windkraftanlage wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Abs. 2 der TA Larm rele-
vant ein, wenn der Schallimmissionspegel grofRer ist als der Immissionsrichtwert
(IRW) minus 12 dB(A).

Grundlage fur die Beurteilung der Schallimmissionen in der Umgebung der hier
genehmigten Windkraftanlage ist die Schallimmissionsprognose des Buros Ddorries
Schalltechnische Beratung GmbH, Projektnummer 2024-26 vom 29.05.2024.

Hinsichtlich der Gebietseinstufung und das damit verbundene Schutzniveau der
mafgeblichen Immissionsorte sowie der Teilbeurteilungspegel der Windkraftan-
lage an den Immissionsorten wird auf die o. g. Schallimmissionsprognose verwie-
sen.

Danach sind tagsuber die Teilbeurteilungspegel beim Betrieb der genehmigten
WKA vom Typ Nordex N133-4.8 STE mit dem von Nordex fur leistungsoptimierten
Betrieb mit 4.800 kW angegebenen maximalen immissionswirksamen Schallleis-
tungspegel von Lwa = 106,0 dB(A) an den Immissionsorten um mindestens 12
dB(A) unter dem Immissionsrichtwert und somit irrelevant. Fir die Tageszeit war
daher keine Betriebsbeschrankung festzusetzen.

Ausweislich der Schallimmissionsprognose kann die Nichtuberschreitung des IRW
von 45 dB(A) zur Nachtzeit an den malRgeblichen Immissionsorten nur mit einer
schallreduzierten Betriebsweise erreicht werden. An den maRRgeblichen Immissi-
onsorten lag der Teilbeurteilungspegel um mindestens 12 dB(A) unter dem IRW
und war somit gemal Ziffer 2 des Erlasses zur Einfuhrung der LAI-Hinweise vom
31. Januar 2018 (erganzenden Erlasse vom 20.04.2022) irrelevant oder die IRW
wurden eingehalten. Daher wurde der Betrieb der Windkraftanlage fur die Zeit von
22.00 bis 06.00 Uhr auf die unter der Inhaltsbestimmung Al2 genannte Drehzahl
und Leistung sowie den Betriebsmodus und die dort aufgefuhrten Oktavschallleis-
tungspegel Lwa, okt begrenzt. Die Festsetzung der Oktavschallleistungspegel

Lwa, okt erfolgte auf Grundlage der in der Schallimmissionsprognose verwendeten
Lwa, Okt .

Bei der Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren war die obere
Vertrauensbereichsgrenze mit einem Vertrauensniveau von 90 % mit einer
Messunsicherheit von or = 0,5 dB und einer Unsicherheit des Prognosemodells
von Oprog = 1,0 dB durch einen Zuschlag von insgesamt

1,28 [02,,4+03
VOroa™OR ~ 4 43 gB(A)

zu berlcksichtigen. Auf die Unsicherheit der Serienstreuung wurde in der Berech-
nung verzichtet, da geman Alll2.2.1 eine Abnahmemessung der Windkraftanlage
erfolgt.
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Unter Al2 wird festgelegt, dass es sich weiterhin um einen genehmigungskonfor-
men Betrieb handelt, wenn entsprechend nachgewiesen wird, dass trotz Uber-
schreitung einer oder mehrerer der festgesetzten Oktavschallleistungspegel

Lwa, okt die prognostizierten A-bewerteten Immissionspegel nicht Gberschritten
werden.

Da fur den beantragten WKA-Typ keine Schallvermessung vorliegt, wurden fur die
Schallimmissionsprognose als Eingangskenngrof3en die Angaben des Herstellers
zu den Oktavschallleistungspegeln der Windkraftanlage verwendet.

Gemal} den LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen
(WKA) vom 30.06.2016 soll in diesen Fallen die betreffende Windkraftanlage bis
zur Abnahmemessung zur Nachtzeit abgeschaltet werden.

FUr den beantragten WKA-Typ konnte in der genehmigten Betriebsweise bisher
keine Schallvermessung vorgelegt werden. Laut LAl-Hinweisen i.V.m dem Erlass
AZ 'V 649-4911/2018 vom 20 April 2022 soll bei noch nicht vermessenen WKA
eine Unsicherheit von 3 dB berucksichtigt werden. Dies wird vorliegend dadurch
erreicht, dass die WKA bis zur Nachvermessung in einem reduzierten Betriebsmo-
dus betrieben werden darf bzw. nur, wenn die sogenannte Dreifachvermessung
eine Einhaltung der oktavabhangigen Schallleistungspegel im energetischen Mittel
zeigt (Al2.1).

Zur Uberpriifung, ob die in der Genehmigung auf Grundlage der Schallimmissions-
prognose festgesetzten Oktavschallleistungspegel fir die hier genehmigte Wind-
kraftanlage tatsachlich nicht uberschritten werden, bedarf es der Abnahmemes-
sung als Schallleistungsmessung. Die Auflage Alll2.2.1 legt die konkretisierenden
Anforderungen an die Abnahmemessung gemaf der LAI-Hinweise zum Schal-
limmissionsschutz bei WKA in Verbindung mit der Technischen Richtlinie far
Windenergieanlagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtli-
nie TR1, Revision 19, Stand 01.03.2021) fest.

Gemal der LAI-Hinweise ist der Betriebsbereich mindestens so zu wahlen, dass
die Windgeschwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel
erwartet wird. Die emissionsseitige Abnahmemessung soll nach den Mess- und
Auswertevorschriften der jeweils aktuellen Fassung der FGW-Richtlinie TR 1
durchgefuhrt werden.

Die Begrenzung der Messunsicherheit soll Messungen unter stérenden Bedingun-
gen, welche das Ergebnis einer Messung verfalschen, von vornherein verhindern.
Nach dem Stand der Technik betragt die Messunsicherheit bei einer Nachweis-
messung durchschnittlich 0,7 dB. Die Messunsicherheit wurde auf 1,0 dB be-
grenzt, da Messungen mit einer Unsicherheit oberhalb dieses Wertes nicht mehr
geeignet sind, eine verlassliche Aussage Uber die festgelegten Oktavschallleis-
tungspegel zu treffen.

Die Prufung auffalliger WKA-Gerausche ist auf den gesamten Windgeschwindig-
keitsbereich auszudehnen, um deren Immissionsrelevanz beurteilen zu kdnnen.
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Die Oktavschallleistungspegel wahrend des Betriebszustands 0% Einspeisung
wahrend der EisMan-Schaltung (Redispatch) sind nicht bekannt und mussen da-
her zur Sicherstellung der Einhaltung der Oktavschallleistungspegel ebenfalls ge-
messen werden. (s.Alll2.2.3).

Die im Genehmigungsantrag vorgelegte Herstellererklarung zur EisMan-Schaltung
fur Nordex WKA vom 10.02.2021 wurde gepruft und der Betriebszustand als zu-
lassig angesehen (Alll2.2.2).

Die Auflage Alll2.2.4 ist zur Regelung des Nachweises eines genehmigungskon-
formen Betriebs trotz Uberschreitung der gemessenen Oktavschallleistungspegel
erforderlich. Hierfur stellt die Nichtiberschreitung der Immissionspegel des Prog-
nosegutachtens das hoherwertigere Kriterium dar. Die Teilbeurteilungspegel an
den Immissionsorten, die durch die Neuberechnung mit den Ergebnissen der Ab-
nahmemessung ermittelt werden, dirfen die Teilbeurteilungspegel des Prognose-
gutachtens der Antragsunterlagen nicht Uberschreiten.

Der nachtliche Immissionsrichtwert wird bereits durch den bestimmungsgemafien
Betrieb der Windkraftanlage und unter Berlcksichtigung anderer relevanter Quel-
len (z. B. weitere Anlagen) ausgeschopft. Dies bedeutet, dass eine Zunahme der
Emissionen zu einer immissionsrelevanten Uberschreitung beitragen wiirde. Das
ist insbesondere dann der Fall, wenn durch Abweichungen vom Regelbetrieb im-
missionsrelevante ton- oder impulshaltige Gerausche entstehen. Nach A.3.3.5 und
A. 3.3.6 TA Larm sind fUr immissionsrelevante ton- oder impulshaltige Gerausche
Zuschlage zur Bestimmung des Beurteilungspegels erforderlich (z. B. mindestens
3 dB bei Tonhaltigkeit). Zudem entspricht dies Betriebsgerausch nicht dem Stand
der Technik, weshalb auch unter Berlcksichtigung des Vorsorgegrundsatzes ge-
maf § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG die Windkraftanlage bei Auftreten ton- oder im-
pulshaltiger Gerdusche nachts abzuschalten ist (Alll2.2.6).

Der Betrieb von Windkraftanlagen tragt nach derzeitigen Erkenntnissen aufgrund
der Abstande zu Wohnraumen nicht zu einer Uberschreitung von Anhaltswerten
fur tieffrequente Gerausche bei. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die gegen-
wartig beantragten Windkraftanlagentypen immer héher werden und die Rotoren
einen immer grélReren Durchmesser haben. Es hat sich durch Messungen gezeigt,
dass sich dadurch das Frequenzspektrum der WKA verschiebt. Tieffrequente
Schallimmissionen werden mit steigender Leistung und gro3er werdenden Roto-
ren immer hdher. Daruber hinaus ist auch festzuhalten, dass sich Bewohner von
Hausern im Umfeld von Windkraftanlagen nicht durch eigene Malinahmen gegen
tieffrequenten Schall schiutzen kdnnen. Derzeit gibt es kein genormtes Prognose-
verfahren zur Bewertung von tieffrequenten Gerauscheinwirkungen in benachbar-
ten Innenrdumen. Des Weiteren liegen haufig noch keine Emissionsdaten fir den
tieffrequenten Bereich des beantragten Anlagentyps vor. Somit werden tieffre-
quente Gerausche im Genehmigungsverfahren nicht gepruft. Tieffrequente Gerau-
sche kdnnen gemaf TA Larm nur durch Messungen nach der DIN 45680 bei be-
stehenden Anlagen ermittelt werden. Daher ist aus Griinden der Vorsorge eine
Auflage zur Begrenzung der tieffrequenten Gerausche festzusetzen (Alll2.2.7).
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Sollte es zu Beschwerden uber tieffrequente Gerausche von der Windkraftanlage
kommen, stellt die Auflage sicher, dass bei einer evtl. erforderlichen Messung und
Bewertung der tieffrequenten Gerausche nach der DIN 45680, Stand Marz 1997,

die Nichtuberschreitung der Anhaltswerte durchgesetzt werden kann (Alll2.2.7).

Die mit den Auflagen Alll2.2.8 und Alll2.2.9 vorgegebenen Pflichten zur Aufzeich-
nung der Betriebszustande sind zur Sicherstellung der Nichtuberschreitung der
IRW an den Immissionsorten erforderlich, da nur diese eine regelmaRige Uber-
prufbarkeit der genehmigten Betriebszustande ermdglichen. So korreliert das
Schallemissionsverhalten einer Windkraftanlage mit der Leistung, der Rotordreh-
zahl und der Windgeschwindigkeit. Diese werden beim Betrieb der Windkraftan-
lage messtechnisch erfasst. Die Schallemissionen hingegen werden nicht perma-
nent gemessen und aufgezeichnet.

Die Begrenzung der Leistung und Drehzahl der Windkraftanlage, um die Nicht-
uberschreitung der festgesetzten Oktavschallleistungspegel sicherzustellen, be-
darf zur Gewahrleistung der Genehmigungsvoraussetzungen auch deren Uber-
prifbarkeit. Dieses wird Uiber eine Aufzeichnungs- und Ubermittlungspflicht an die
zustandige Uberwachungsbehdrde erreicht und stellt hier den geringstmoglichen
Aufwand dar (Alll2.2.8).

Die Vorgabe, einheitliche Mittelungszeitraume zu verwenden, bedeutet, dass bei-
spielsweise der Leistungsertrag, der mit 10 Minutenmittelwerten in die Leistungs-
kurve eingeht, auch im Protokoll mit 10 Minutenmittelwerte angeben wird.

Die Antragsunterlagen enthalten keine beurteilbaren Sachverhalte, die die Errich-
tungsarbeiten der WKA betreffen. Mit der Auflage wird klar geregelt, in welchem
Zeitabschnitt larmintensive Arbeiten durchgefuhrt werden missen und gleichzeitig
wird dem Genehmigungsinhaber Gelegenheit gegeben, diese Arbeiten rechtzeitig
einzuplanen (Alll12.2.10).

Optische Immissionen

Die maximale Reichweite des Schattenwurfs der beantragten WKA betragt ca.
1.723 Meter. Die Schattenwurfprognose des Ingenieurbiros DSB Dérries Schall-
technische Beratung GmbH, Projektnummer 2023-31 vom 01.09.2023, zeigt an
sehr vielen untersuchten Immissionsorten eine Uberschreitung der LAI-Richtwerte
von 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden pro 12 Monate (worst case).

Da das Prognosegutachten kein Abschaltkonzept enthalt, wird durch eine Auflage
sichergestellt, dass die genehmigte WKA keinen zusatzlichen Beitrag oberhalb der
Richtwerte zum periodischen Schattenwurf leisten wird.

Die Richtwerte sind von der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft fir Immissions-
schutz (LAI) empfohlen. Der Einwirkbereich ist durch den Gutachter der Schatten-
wurfprognose ermittelt worden. Die Protokolle sind Gber den Zeitraum eines Jah-
res aufzubewahren, da der Richtwert von 8 Stunden einen Beurteilungszeitraum
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von 12 Monaten aufweist. Die Protokollierung ist notwendig fur die Beweissiche-
rung. Ohne Protokollierungspflicht ware die Auflage nicht berwachbar.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass Verschmutzungen an den Sensoren ein wirksa-
mes Feststellen von Sonnenschein verhindern konnen. Dies soll durch die Auflage
minimiert werden. Der mogliche zusatzliche Aufwand im Rahmen von Servicear-
beiten ist relativ gering (Alll2.2.12).

Der Betrieb der WKA muss so erfolgen, dass schadliche Umwelteinwirkungen be-
reits ab Inbetriebnahme nicht entstehen kénnen. Haufig wird ein Schattenabschalt-
modul nicht vom Hersteller, sondern von einem anderen Anbieter gewahlt. Dies ist
grundsatzlich zulassig, muss jedoch umgehend nach Errichtung der WKA ange-
baut werden. Verantwortlich dafur ist nicht der Hersteller, sondern der Betreiber
der WKA, an den sich die Auflage auch richtet (Alll2.2.13).

Meistens zeigen sich Fehlfunktionen der Schattenabschaltautomatik erst beim Be-
trieb der Anlage. Die Ursachen konnen vielfaltig sein. Haufig bekommt dies der
Betreiber der WKA gar nicht mit, sondern nur der Nachbar. Die Fehlerquellen kon-
nen sehr komplex sein. Dabei kann es nicht Aufgabe der Behdrde sein, die Ursa-
chen der Fehlfunktion zu ermittelt. Die Auflage Alll2.2.14 soll sicherstellen, dass
Fehlfunktionen und Ursachen durch eine unabhangige sachverstandige Stelle
schnell und wirksam erkannt werden und weitere Uberschreitungen durch Schat-
tenwurf verhindert werden.

Lichtblitzen/Discoeffekten wird durch mittelreflektierende Farben mit matten Glanz-
graden vorgebeugt. Da die vorgelegten Unterlagen diesbezuglich keine abschlie-
Rende Bewertung zulassen, wird durch eine Auflage sichergestellt, dass die WKA
diese Anforderung erfullt (Alll2.2.15).

Turbulenzen

Die Standsicherheit in Bezug auf die Turbulenzeinwirkungen im Nachlauf der ge-
nehmigten WKA wurde in der Gutachterlichen Stellungnahme zur Standorteignung
der 117-Wind GmbH & Co. KG, Berichthnummer Nr. [17-SE-2024-070 Rev.01 vom
21.05.2024, untersucht.

Eine schadliche Umwelteinwirkung im Sinne einer erheblichen Belastigung oder
eines erheblichen Nachteils ist nicht zu erwarten. Zur Einhaltung der Anforderun-
gen der DIBt-Richtlinie (Deutsches Institut fir Bautechnik) bezuglich Turbulenzen
wurden Auflagen formuliert, so dass diesbezlglich die Standsicherheit gewahrleis-
tet ist.

Wertminderung

Ein erheblicher Nachteil ist dann nicht gegeben, wenn die Einhaltung der Grund-
pflichten nach § 5 BImSchG sichergestellt ist. Entstehen objektiv keine Nachteile
durch das Vorhaben, kdnnen auch keine Wertminderungen entstehen. Objektive
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Nachteile entstehen nicht, da das Vorhaben allen erkennbaren offentlich-rechtli-
chen Belangen entspricht.

Mitteilungspflicht

Die Auflage Alll2.1.7 dient der rechtzeitigen Information der zustandigen Behdrde,
damit im Falle einer Stérung des Betriebes frihzeitig geeignete Mallinahmen er-
griffen werden konnen und somit die Allgemeinheit und die Nachbarschaft vor
schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG
geschuitzt werden.

Als bedeutsame Storung im Sinne der Auflage Alll2.1.7 wird ein Ereignis wie ein
schwerer Unfall oder ein Schadensfall oder sonstige Storung des bestimmungs-
gemalen Betriebes mit nicht unerheblichen Auswirkungen definiert (z. B. Austritt
nicht unbedeutsamer Mengen an gefahrlichen Stoffen). Das alleinige Ansprechen
von Alarm-, Sicherheits- oder Schutzeinrichtungen ohne einen Stoffaustritt, Scha-
densfall oder ahnlichem I6st in der Regel noch keine Meldepflicht aus.

1.2 Vorsorgepflicht

Vorsorgepflicht gegen schadliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-
hebliche Nachteile und Belastigungen, insbesondere durch die dem Stand der
Technik und der Besten verfugbaren Technik entsprechenden Mallhahmen, das
heil’t vorbeugende Malinahmen gegen die Entstehung potentiell schadlicher Um-
welteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG).

Eisabwurf/Eisabfall

Der mdglichen Gefahrdung durch Eisabwurf von der WKA wird durch eine Ab-
schaltung der WKA vorgebeugt. Die WKA ist mit dem NORDEX-Eiserkennungs-
system ausgerustet. Dabei wird Eisansatz entweder durch Vibrationen infolge un-
gleichmafigen Eisansatzes, durch eine Abweichung von der Soll-Kennlinie auf-
grund schlechter Aerodynamik oder durch eine Differenz zwischen der Scha-
lensternanemometer- und der Ultraschallanemometer- Messung aufgrund vereis-
ter Anemometerschalen detektiert. Zudem wird die WKA mit dem zertifizierten Ei-
serkennungssystem IDD.Blade der Firma Wodlfel zur Erkennung von Eisansatz
ausgestattet. Mit besagtem System wird Eisansatz durch die veranderten bauteil-
charakteristischen Kennwerte wie Eigenfrequenz des Rotorblattes detektiert.

Das Gutachten von F2E Fluid & Energy Engineering GmbH & So. KG vom
10.09.2024 (Referenz-Nummer: 2024-B124-P4-R0) hat die Gefahren von Eisabfall
und Eisabwurf geprift und kommt zu dem Schluss, dass hier keine Minderungs-
mafnahmen notwendig sind.

Larm

Durch die in der Auflage Alll2.2.1 geforderte Nachmessung wird sichergestellt,
dass keine erheblichen Nachteile und Belastigungen entstehen konnen. Ebenso
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wird durch die Auflage Alll2.2.7 sichergestellt, dass auch durch tieffrequente Ge-
rausche eine schadliche Umwelteinwirkung wirksam verhindert wird.

1.3 Abfallvermeidung, Abfallverwertungs- und Abfallbeseitigungspflichten (§ 5 Absatz
1 Nummer 3 BImSchG)

Abfalle

Genehmigungsbedurftige Anlagen sind gemal § 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG
so zu errichten und zu betreiben, dass zur Gewahrleistung eines hohen Schutz-
niveaus fur die Umwelt insgesamt Abfalle vermieden, nicht zu vermeidende Ab-
falle verwertet und nicht zu verwertenden Abfalle ohne Beeintrachtigung des
Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden.

Abfalle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht moglich
oder nicht zumutbar ist. Die Vermeidung ist unzulassig, soweit sie zu nachteilige-
ren Umweltauswirkungen fuhrt als die Verwertung. Die Verwertung und Beseiti-
gung von Abfallen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
und den sonstigen fur die Abfalle geltenden Vorschriften.

Der Antragsteller hat im Antrag dargestellt, dass die bei der Errichtung und den
Service-Arbeiten anfallenden Abfalle ordnungsgemal entsorgt werden und die
Verwertung und Beseitigung von Abfallen nach den Vorschiften des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes und den sonstigen fur die Abfalle geltenden Vorschriften erfolgt.

1.4 Pflicht zur sparsamen und effizienten Energienutzung (§ 5 Absatz 1 Nummer 4
BImSchG)

Genehmigungsbedurftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass zur
Gewabhrleistung eines hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt Energie
sparsam und effizient verwendet wird.

Abwéarme

Durch die WKA wird elektrische Energie erzeugt. Anfallende prozessbedingte Ab-
warme kann nicht weiter genutzt werden.

1.5 Nachsorgepflicht nach Betriebseinstellung, d. h. Sicherstellung, dass von der An-
lage oder dem Anlagengrundstick keine schadlichen Umwelteinwirkungen hervor-
gerufen werden kdnnen (§ 5 Absatz 3 BImSchG)

Betriebseinstellung und Rickbau

Im Falle der Betriebseinstellung ist die WKA zeitnah zu demontieren, das Funda-
ment zurickzubauen und der urspringliche Zustand wiederherzustellen. Dies wird
durch eine Bedingung, die sich an den Betreiber richtet, sichergestellt.

Die Hohe der Sicherheitsleistung bestimmt sich aus 4 % der Gesamtinvestitions-
kosten (einschlie3lich Mehrwertsteuer) zuztglich 40 % Kostensteigerung flir einen
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3.1

Betriebszeitraum von 20 Jahren. Eine Anrechnung noch zu verwertender Rest-
stoffe erfolgt nicht. Die Festlegung erfolgte aufgrund einer landesweiten Erhebung
der Gesamtinvestitionskosten.

Pflichten aus aufgrund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen

Gemal § 6 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ist weiterhin zu prufen, ob sichergestellt
ist, dass die Erfullung der Pflichten aus einer aufgrund des § 7 BImSchG erlasse-
nen Rechtsverordnung durch das beantragte Vorhaben gegeben ist.

Die Anlage fallt nicht unter den Bereich einer nach § 7 BImSchG erlassenen
Rechtsverordnung.

Andere offentlich-rechtliche Vorschriften, § 6 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn andere 6ffentlich-rechtliche Vorschriften
und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht
entgegenstehen.

Die Beteiligung der Behorden, deren Belange durch das Vorhaben beruhrt wer-
den, hat ergeben, dass keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Bei Einhaltung der mitgeteilten Nebenbestimmungen stehen andere offentlich-
rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes nicht entgegen.

Bauplanungsrechtliche Zulassigkeit

Das beantragte Vorhaben ist gemal} § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB als privilegiertes
Vorhaben im AufRenbereich einzustufen.

Durch die Unwirksamkeit des Windregionalplans | verbleiben die als Ziele der
Raumordnung festgelegten Bestandteile des Landesentwicklungsplans (LEP) in
der Fassung der Teilfortschreibung 2010, Kapitel 3.5.2 (Windenergie an Land) als
zu prufender o6ffentlich-rechtlicher Belang gem. § 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG i. V. m.
§ 35 Abs. 3 Satz 2 Halbs. 1 BauGB in einem WKA- Genehmigungsverfahren. Dar-
Uber hinaus sind weiterhin die als Ziele der Raumordnung festgelegten Bestand-
teile des allgemeinen Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein — Fortschrei-
bung 2021 —und des rechtskraftigen allgemeinen Regionalplans fur den Planungs-
raum V zu beachten. Demnach verbleibt nur noch als raumordnerisches Ziel, dass
die WKA einen Abstand von 3H zu Wohnhausern im ungeplanten Auf3enbereich
und von 5H zu Wohnhausern im Siedlungsbereich einhalten. Beides ist vorliegend
gegeben.

Das Vorhaben ist mit den Zielen und Grundsatzen der Raumordnung und der Lan-
desplanung vereinbar.
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Die 20. Anderung des Flachennutzungsplans (FNP) der Gemeinde Reuenkdge
hat das Gebiet als Flache zur landwirtschaftlichen Nutzung und Flache zur Errich-
tung von Windenergieanlagen ausgewiesen und steht dem Vorhaben somit nicht
entgegen (§ 35 Absatz 3 Nummer 1 und 2 BauGB).

Aus den Antragsunterlagen geht hervor und aufgrund von Nebenbestimmungen ist
sichergestellt, dass durch die genehmigte WKA keine schadlichen Umwelteinwir-
kungen hervorgerufen werden. Es bestehen keine Hinweise, dass die WKA schad-
lichen Umwelteinwirkungen ausgesetzt sein wird (§ 35 Abs. 3 Nr. 3 BauGB).

Auch dass das Vorhaben unwirtschaftliche Aufwendungen fur Stral3en oder an-
dere Versorgungseinrichtungen verursachen konnte, ist nicht ersichtlich und ent-
sprache auch nicht den bisherigen Erfahrungen mit vergleichbaren Anlagen (§ 35
Abs. 3 Nr. 4 BauGB).

Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie des Denkmal-

schutzes werden durch Nebenbestimmungen sichergestellt. In Bezug auf die ge-
malf} § 35 Abs. 3 Nr. 6 und 7 BauGB aufgeflihrten Belange stehen offensichtlich

keine Bedenken entgegen.

Die Belange des § 35 Abs. 3 Nr. 8 BauGB wurden durch die Beteiligung des Bun-
desamtes fur Infrastruktur, Umwelt und Dienstleistungen der Bundeswehr
(BAIUDBw) und der Bundesnetzagentur berlcksichtigt. Durch Nebenbestimmun-
gen wird sichergestellt, dass eine Storung der Flugsicherheit nach § 18a LuftvVG
sicher ausgeschlossen werden kann.

Dass sonstige 6ffentliche Belange entgegenstehen konnten, ist nicht erkennbar.
Eine Beteiligung der flr diese Belange zustandigen Behorden hat keine Hinweise
gegen das Vorhaben ergeben. Die mitgeteilten Bedingungen und Auflagen sind,
soweit daflir eine Rechtsgrundlage aus dem Fachrecht gegeben war, berticksich-
tigt worden.

Dass die ErschlieBung gesichert ist, ergibt sich aus den vorgelegten Unterlagen.

Die Antragstellerin hat gemaR § 35 Abs. 5 BauGB eine Verpflichtungserklarung
abgegeben, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zulassigen Nutzung zu-
rickzubauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen. Der Ruckbau der WKA wird
durch eine Bedingung gesichert.

Zu dem Vorhaben hat die Gemeinde ReulRenkdge am 18. Juli 2024 das gemeindli-
che Einvernehmen nach § 36 BauGB wirksam erteilt.

Somit ist das beantragte Vorhaben bauplanungsrechtlich zulassig.
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3.2 Arbeitsschutz

Gemal § 22 Arbeitsschutzgesetz kann die Staatliche Arbeitsschutzbehorde bei
der Unfallkasse Nord als zusténdige Behorde zur Durchfiihrung ihrer Uberwa-
chungsaufgabe erforderliche Auskunfte verlangen. Zu den Aufgaben gehdren un-
ter anderem:

e Besichtigungen von Baustellen, da hier insbesondere die Vorgaben der Bau-
stellenverordnung einzuhalten sind. In diesem Zusammenhang missen aus-
reichend Details zu dem Bauvorhaben rechtzeitig zur Verfugung stehen, um
die Einhaltung der Vorgaben Uberwachen zu kdénnen;

e anlassbezogene Tatigkeiten wahrend des Betriebs der genehmigten Wind-
kraftanlage beispielsweise im Falle einer Beschwerde oder eines Unfalls. In
diesem Zusammenhang mussen ausreichend Details zu der Windkraftanlage
zur Verfugung stehen, um die Einhaltung der staatlichen Arbeitsschutzvor-
schriften (insbesondere Arbeitsschutzgesetz, Arbeitsstattenverordnung, Be-
triebssicherheitsverordnung, Gefahrstoffverordnung) Gberwachen zu kénnen;

e anlassbezogene Tatigkeiten wahrend des Betriebs der genehmigten Wind-
kraftanlage sowie die Besichtigung von Baustellen. In diesem Zusammenhang
mussen ausreichend Details zu dem Vorhaben rechtzeitig zur Verfigung ste-
hen, um die Einhaltung der Vorgaben Uberwachen zu kdonnen.

3.3 Naturschutz
Obere Naturschutzbehérde (ONB)

3.3.1  Durch Einhaltung der Bauzeitenregelungen wird gewahrleistet, dass die Zugriffs-
verbote des § 44 Abs. 1i. V. m. Abs. 5 Nr. 1-3 BNatSchG im Hinblick auf Boden-
brater nicht verwirklicht werden.

Die Schutzmalnahmen stellen alternativ zur Bauzeitenregelung und in Verbin-
dung mit der Umweltbaubegleitung sicher, dass die Zugriffsverbote des § 44 Abs.
1i. V. m. Abs. 5 Nr. 1-3 BNatSchG im Hinblick auf Bodenbrtter nicht verwirklicht
werden.

Der Einsatz einer fachkundigen Umweltbaubegleitung wird notwendig, wenn von
den Bauzeitenregelungen abgewichen wird, um die korrekte Durchfiihrung von
Besatzkontrollen und Vergramungsmalinahmen zu gewahrleisten. Durch die Vor-
lage des Nachweises der fachlichen Qualifikation vor Baubeginn wird die fachliche
Qualifikation der zustandigen Person Uberprifbar. Regelmalige Dokumentation
der durchzufuhrenden SchutzmalRnahmen sind zur Kontrolle der fachgerechten
Ausfihrung erforderlich. Diese Dokumentation muss in Abstanden von 14 Tagen
der Oberen Naturschutzbehdrde vorgelegt werden, damit auf etwaige Schwierig-
keiten umgehend reagiert werden kann.

Eine Aktivitatserfassung fur Fledermause liegt nicht vor. Zur Vermeidung des T6-
tungsverbots gemaR § 44 Abs. 1 Nr. 1i. V. m. Abs. 5 BNatSchG flrr schlaggefahr-
dete Fledermausarten wahrend der Aktivitatszeiten wurde der im LBP vom
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3.3.2

11.03.2024 benannte und in der Auflage aufgefuihrte Abschaltalgorithmus bean-
tragt. Unter den dort genannten Bedingungen werden hohe Aktivitaten schlagge-
fahrdeter Fledermausarten im Rotorbereich sowie dessen nahem Umfeld erwartet.
Wird die WKA zu den angegebenen Bedingungen abgeschaltet, wird davon aus-
gegangen, dass das Totungsrisiko unter die Signifikanzschwelle fallt und das To-
tungsverbot fur die Fledermause nicht beruhrt wird. Als Abschaltung wird ein Zu-
stand definiert, der den Trudelbetrieb einer WKA einschlief3t, also keinen zwingen-
den Stillstand der WKA erfordert. Die Drehgeschwindigkeit der Rotoren wird im
Trudelbetrieb mit aus dem Wind gedrehten Rotorblattern und aktivierter Wind-
nachfuhrung der Rotorgondel auf ein fur Fledermause ungefahrliches Mal redu-
Ziert.

Die Mdglichkeit, die naturschutzfachlichen Bestimmungen im Rahmen der Geneh-
migung einer Windenergieanlage umfassend zu kontrollieren, besteht nur bei Ge-
wahrleistung einer Datengrundlage, die Aufschluss Uber die Einhaltung der jeweili-
gen Bestimmung gibt. Um Kontrollen durchfihren zu kdnnen, mussen die Daten
fur die kontrollierende sachkundige Person verstandlich und Ubersichtlich aufberei-
tet sein. Fur die Kontrolle wird eine Prufsoftware genutzt, die eine bestimmte Form
der Datenbereitstellung bendtigt. Abschaltalgorithmen, die auf ProBat basieren,
werden zuklnftig mit dem ProBat-Inspector Uberpruft. Der Zeitraum flr die Daten-
vorhaltung begrindet sich aus den Verjahrungsfristen fir Ordnungswidrigkeits-
und Straftatbestanden. Die Dateien sind nach dem Export nicht mehr zu veran-
dern, da dadurch Fehler entstehen.

Die Gestaltung der Mastful3brache zielt darauf ab, eine Attraktionswirkung auf Vo6-
gel, insbesondere Greifvogel und Fledermause zu vermeiden. Mit der Anlage einer
Brache mit geschlossener Vegetationsdecke, jedoch ohne Gehdlzaufwuchs, wird
dieser Anspruch erflllt. So werden zum einen die Einsehbarkeit und damit die gu-
ten Jagdbedingungen fur Greifvogel verhindert und zum anderen wird vermieden,
dass aufwachsende Gehodlze als Jagdhabitat fur Fledermause fungieren. Bei der
Festlegung des Mahdzeitraums zwischen dem 01.09. und 28./29.02. ist davon
auszugehen, dass in diesem Zeitraum der Anteil ab abgeernteten landwirtschaftli-
chen Flachen in der Umgebung der WKA bereits derart hoch ist, dass durch die
Mahd des Mastful3bereichs keine besondere Attraktionswirkung fur weitere Greif-
vogelarten hervorgerufen wird.

Untere Naturschutzbehdérde (UNB)

Durch Einhaltung der Bauzeitenregelungen bzw. durch Einsatz einer Umweltbau-
begleitung im Hinblick auf die mdglichen Beeintrachtigungen prifrelevanter Brut-
vogelarten kann gewahrleistet werden, dass keine Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1
Nr. 1-3 BNatSchG berthrt werden. Der Einsatz einer fachkundigen Umweltbaube-
gleitung wird notwendig, wenn betriebsbedingt von den Bauzeitenregelungen ab-
gewichen wird, um die korrekte Durchfihrung von Besatzkontrollen und Vergra-
mungsmalinahmen zu gewahrleisten.
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3.3.3

Eingeschlossene Entscheidungen

In dieser Genehmigung sind gemal} § 13 BImSchG folgende behdrdliche Ent-
scheidungen eingeschlossen:

» Baugenehmigung nach § 72 Landesbauordnung (LBO),

» Naturschutzrechtliche Genehmigung nach §§ 9, 11 Landesnaturschutzgesetz
(LNatSchG) zum Ausgleich der Versiegelung des Grundstucks im AulRenbe-
reich,

«  Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) wegen Uberschreitung
der zulassigen Hohe, einschliellich Zustimmung zum Einsatz einer bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung gemaR der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen.

+ Wasserrechtliche Genehmigung gemaf § 36 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
in Verbindung mit § 23 Landeswassergesetz (LWG)

Ergebnis

Die Prufung hat ergeben, dass der Standort zulassig und geeignet ist und keine
Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Die Prifung der Genehmigungsvoraussetzungen durch die Genehmigungsbe-
horde erfolgte anhand der einschlagigen Bestimmungen des BImSchG. Aul3erdem
wurden ggf. die Abfallvermeidung, die Abfallverwertung und die ordnungsgemafie
Abfallbeseitigung gepruift.

Unter Berucksichtigung der mit der Genehmigung verbundenen Nebenbestimmun-
gen ist sichergestellt, dass die Pflichten fur Betreiber genehmigungsbedurftiger
Anlagen gemaf § 5 BImSchG sowie die Anforderungen des § 7 BImSchG und der
daraufhin ergangenen Rechtsvorschriften erfillt werden. Es liegen keinerlei Er-
kenntnisse vor, dass durch andere Nebenbestimmungen ein hdheres Schutzni-
veau insgesamt erreichbar ware.

Andere 6ffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes stehen
der Errichtung und dem Betrieb der Anlage — auch aus der Sicht der beteiligten
Fachbehorden — nicht entgegen.

Durch die in der Bedingung 1.1 im Abschnitt A 1ll gemaf § 18 Absatz 1 BImSchG
festgesetzten Fristen ist sichergestellt, dass mit der Errichtung sowie der Inbetrieb-
nahme der Anlage nicht zu einem Zeitpunkt begonnen wird, an dem sich die tat-
sachlichen Verhaltnisse, die der Genehmigung zugrunde lagen, wesentlich gean-
dert haben.

Damit sind die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG erflllt. Die Ge-
nehmigung war damit zu erteilen.
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Begrindung der Kostenentscheidung

Die Kosten ergeben sich aus den §§ 1 und 2 VwKostG SH, in Verbindung mit den
Tarifstellen 10.1.1.2, 10.1.1.8b und 10.1.1.8.1 a) des allgemeinen Gebuhrentarifs
der Landesverordnung uber Verwaltungsgebuhren.

Geblhren:

1. Genehmigung: Tarifstelle 10.1.1.2
je KW Nennleistung 6,50 € und
je m Gesamthohe (GH) uber Grund 50 €
Anlagendaten It. Antrag: 4,8 MW Nennleistung, 192,0 m GH
Berechnung: 4.800 € x 6,50 € zzgl. 192,0 x 50 € 40.800,00 €

2. Zuschlag im Zusammenhang mit der Vertraglichkeitsprufung:
Tarifstelle 10.1.1.8.1 a)

Gebuhrenrahmen: 50 bis 2.000 € 50,00 €
Summe Gebuhren 40.850,00 €
Auslagen:

1. Kopien 6,55 €
2. Zustellung der Genehmigung 3,45 €
Summe Auslagen 10,00 €
Gesamtsumme Kosten: 40.860,00 €

Die festgesetzten Kosten sind entsprechend der als Anlage beigefiigten Kosten-
note innerhalb von einem Monat nach Erhalt dieses Bescheides einzuzahlen. Die
Kostennote ist Bestandteil dieses Bescheides.

Rechtsgrundlagen

Insbesondere:

» Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
gungen, Gerausche, Erschutterungen und ahnliche Vorgange (Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz — BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom
17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274; 2021 | S. 123), zuletzt geandert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 225);

» Vierte Verordnung zur Durchfuhrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung Uber genehmigungsbedurftige Anlagen — 4. BImSchV) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBI. | S. 1440), zuletzt gean-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2024 (BGBI. | S. 355);

Bescheid Az. G40/2024/033 Seite 54 von 58



* Neunte Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung uber das Genehmigungsverfahren — 9. BImSchV) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBI. | S. 1001), zuletzt geandert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 225);

+ Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz
(Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft — TA Luft) vom 18. August
2021 (GMBI. S. 1050);

» Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzge-
setz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm — TA Larm) vom 26. Au-
gust 1998 (GMBI. S. 503), zuletzt geandert durch Anderungsverwaltungsvor-
schrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 8. Juni 2017 B5);

» Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm — Gerau-
schimmissionen (AVV Baularm) vom 19. August 1970 (Beilage zum Bundes-
anzeiger Nummer 160);

» Landesverordnung Uber die zustandigen Behérden nach immissionsschutz-
rechtlichen sowie sonstigen technischen und medienubergreifenden Vorschrif-
ten des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) vom 20. Oktober 2008 (GVOBI.
Schl.-H. S. 540), zuletzt geandert durch Artikel 5 Abs. 1 Nr. 3 Landesverord-
nung vom 21. November 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 956);

» Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprufung (UVP-Gesetz — UVPG), in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Marz 2021 (BGBI. | S. 540), zuletzt ge-
andert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr.
323);

* Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394);

* Landesbauordnung fir das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 5. Juli 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 504);

« Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstticke (Baunutzungsverord-
nung — BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176);

* Gesetz zum Schutz der Denkmale (Denkmalschutzgesetz — DSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 2014 (GVOBI. Schl.-H.
2015, S. 2), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. September
2020 (GVOBI. S. 508);

» Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltver-
traglichen Bewirtschaftung von Abféllen (Kreislaufwirtschaftsgesetz — KrwWG)
vom 24. Februar 2012 (BGBI. | S. 212), zuletzt geandert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 2. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 56);

» Abfallwirtschaftsgesetz fur das Land Schleswig-Holstein (Landesabfallwirt-
schaftsgesetz — LAbfWG) in der Fassung vom 18. Januar 1999 (GVOBI. Schl.-
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H. S. 26), zuletzt geandert durch Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzes vom 6. Dezem-
ber 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 1002);

» Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz —
BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBI. |
S. 2542), zuletzt geandert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Otober 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 323);

» Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz — LNatSchG) vom
24. Februar 2010 (GVOBI. Schl.-H. S. 301, ber. S. 486), zuletzt geandert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 30. September 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 734);

» Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz — WHG),
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zu-
letzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 409);

« Landeswassergesetz des Landes Schleswig-Holstein (LWG) vom 13. Novem-
ber 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 425, 426), zuletzt geandert durch Artikel 3 Nr. 3
des Gesetzes vom 6. Dezember 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 1002);

* Verordnung uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
(AwSV) vom 18. April 2017 (BGBI. | S. 905), zuletzt geandert durch Artikel 256
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328);

» Gesetz Uber die Durchfihrung von Malinahmen des Arbeitsschutzes zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschaftigten bei
der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz — ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBI. |
S. 1246), zuletzt geandert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 15. Juli 2024
(BGBI. 2024 1 S. 236);

« Verordnung Uber Arbeitsstatten (Arbeitsstattenverordnung — ArbStattV) vom
12. August 2004 (BGBI. | S. 2179), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 27. Marz 2024 (BGBI. | S. 109);

* Verordnung uber Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von
Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung — BetrSichV) vom 3. Februar
2015 (BGBI. I S. 49), zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom
27. Juli 2021 (BGBI. | S. 3146);

* Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung — Gef-
StoffV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 2010 (BGBI. |
S. 1643, 1644), zuletzt geandert durch Artikel 1 der Verordnung vom 2. De-
zember 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 384);

« Strallen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. November 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 631,
ber. 2004, S. 140), zuletzt geandert durch Gesetz vom 18. Oktober 2024
(GVOBI. Schl.-H. S. 749);

* Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz — BBodSchG) vom 17. Marz 1998
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(BGBI. | S. 502), zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Feb-
ruar 2021 (BGBI. | S. 306);

* Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999
(BGBI. | S. 1554), zuletzt geandert durch Artikel 126 der Verordnung vom
19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328);

* Verwaltungsverfahrensgesetz (VWV{G) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. Januar 2003 (BGBI. | S. 102), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 236);

* Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
19. Marz 1991 (BGBI. | S. 686), zuletzt geandert durch Artikel 11 des Geset-
zes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 237);

» Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai
2007 (BGBI. | S. 698), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23.
Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 327);

* Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar
1974 (GVOBI. Schl.-H. S. 37), zuletzt geandert durch Artikel 64 der Landesver-
ordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514);

« Landesverordnung Uber Verwaltungsgebihren (Verwaltungsgebihrenverord-
nung — VerwGebVO) vom 26. September 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 476), zu-
letzt geandert durch Landesverordnung vom 18. September 2024 (GVOBI.
Schl.-H. S. 740).
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D Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim

Landesamt fur Umwelt
Dezernat 20
Hamburger Chaussee 25
24220 Flintbek

zu erheben. Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begrinden.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen diesen Bescheid haben
gemal § 63 Absatz 1 Satz 1 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfech-
tungsklage gegen diesen Bescheid nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwWGO) kann gemaR § 63 Absatz 2 Satz 1 BImSchG nur innerhalb
eines Monats nach der Zustellung des Bescheids gestellt und begriindet werden.

Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist beim Schleswig-Hol-
steinischen Oberverwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Str. 13, 24837 Schleswig
zu stellen.

<Unterschrift, Name des oder der Unterzeichnenden und Dienstsiegel>

Anlagen:

Zweitausfertigung der Antragsunterlagen laut Auflage 2.1.1

Kostennote

Formulare des LfU: Baubeginn, Fertigstellung, Inbetriebnahme, Betreiberwechsel

Formulare des Kreises Nordfriesland: Anzeige Uber den Baubeginn, Anzeige der beab-
sichtigten Aufnahme der Nutzung
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	2.4.2 Die in den Gutachten nach 3.1 bis 3.3 der Anlage A 1.2.8/6 der Technischen Baubestimmungen formulierten Auflagen sind einzuhalten. 
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	2.4.11 Eine Bauzustandsbesichtigung behält sich die untere Bauaufsicht des Kreises Nordfriesland vor. Baubeginn und Bautenstände sind ihr rechtzeitig anzuzeigen. 

	2.5 Brandschutz 
	2.5.1 Mit der für den Windpark örtlich zuständigen Feuerwehr ist vor Ausführungsbeginn abzustimmen, ob zusätzlich zu den im bzw. in der Umgebung des Windparks vorhandenen offenen Löschwasserentnahmestellen eine weitere Vorhaltung von Löschwasser für die Bekämpfung von Entstehungsbränden im Bereich des Windparks erforderlich ist. 
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	2.6.1 Grundsatzanforderungen 
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	2.6.1.3 Der Betreiber hat bei der Stilllegung einer Anlage oder von Anlagenteilen alle in der Anlage oder in den Anlagenteilen enthaltenen wassergefährdenden Stoffe, soweit technisch möglich, zu entfernen. Er hat die Anlage gegen missbräuchliche Nutzung zu sichern. 

	2.6.2 Anforderungen an die Rückhaltung wassergefährdender Stoffe (§ 18 AwSV) 
	2.6.2.1 Anlagen müssen ausgetretene wassergefährdende Stoffe auf geeignete Weise zurückhalten. Dazu sind sie mit einer Rückhalteeinrichtung im Sinne von § 2 Absatz 16 auszurüsten. Satz 2 gilt nicht, wenn es sich um eine doppelwandige Anlage im Sinne von § 2 Absatz 17 handelt. Einzelne Anlagenteile können über unterschiedliche, jeweils voneinander unabhängige Rückhalteeinrichtungen verfügen. Bei Anlagen, die nur teilweise doppelwandig ausgerüstet sind, sind einwandige Anlagenteile mit einer Rückhalteeinrichtung zu versehen. 
	2.6.2.2 Rückhalteeinrichtungen müssen flüssigkeitsundurchlässig sein und dürfen keine Abläufe haben. Flüssigkeitsundurchlässig sind Bauausführungen dann, wenn sie ihre Dicht- und Tragfunktion während der Dauer der Beanspruchung durch die wassergefährdenden Stoffe, mit denen in der Anlage umgegangen wird, nicht verlieren. 
	2.6.2.3 Rückhalteeinrichtungen müssen für folgendes Volumen ausgelegt sein: Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefährdender Stoffe muss das Rückhaltevolumen dem Volumen an wassergefährdenden Stoffen entsprechen, dass bei Betriebsstörungen bis zum Wirksamwerden geeigneter Sicherheitsvorkehrungen freigesetzt werden kann. 
	2.6.2.4 Auf ein Rückhaltevolumen kann bei oberirdischen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen der Wassergefährdungsklasse 1 mit einem Volumen bis 1.000 Liter verzichtet werden, sofern sich diese auf einer Fläche befinden, die 
	2.6.2.5 Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefährdender Stoffe der Gefährdungsstufe D nach § 39 Absatz 1 muss die Rückhalteeinrichtung abweichend von Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 so ausgelegt sein, dass das Volumen flüssiger wassergefährdender Stoffe, dass aus der größten abgesperrten Betriebseinheit bei Betriebsstörungen freigesetzt werden kann, ohne dass Gegenmaßnahmen getroffen werden, vollständig zurückgehalten werden kann. 
	2.6.2.6 Wassergefährdende Stoffe, die beim Austreten so miteinander reagieren können, dass die Funktion der Rückhaltung nach Absatz 1 beeinträchtigt wird, müssen getrennt aufgefangen werden. 


	2.7 Deich- und Hauptsielverband Südwesthörn-Bongsiel (DHSV SWBS) 
	2.7.1 Satzungsgemäß ist (siehe im Internet unter www.deichbauamt.de) zwischen der Böschungsoberkante der Hauptverbands- und Verbandsgewässer sowie Rohrleitungsachsen und neu her zu stellenden befestigten Flächen, Bepflanzungen, Einbauten, Fundamenten, Bauwerksanschüttungen, Knickwällen, Kleingewässern, Kabelanlagen, Kabelschränken, Versorgungsanlagen, Versiegelungen und Bauwerken sowie deren Ausleger beidseitig ein mindestens fünf Meter breiter Streifen zur Nutzung durch den DHSV SWBS, den DHSV Arlau, die Sielverbände und Wasser- und Bodenverbände sowie bevollmächtigte Dritte für Arbeiten und Unterhaltungen an den Gewässern und Verbandsanlagen komplett freizuhalten ist. 
	2.7.2 Den genannten Befugten des DHSV ist die Zugänglichkeit für Großgeräte, Geräte, Fahrzeuge und Personal zu Ihren Gewässern und Anlagen weiterhin durchgängig zu erhalten und jederzeit und allerorts zu gewährleisten. Die satzungsgemäße Verpflichtung zur Aufnahme des Grabenunterhaltungsräumgutes auf besagtem Fünf-Meter-Streifen bleibt für die jeweiligen Eigentümer, Anlieger, Pächter und Betreiber mit ihren Rechtsnachfolgern in vollem Umfange gültig und verbindlich. 
	2.7.3 Ein ausreichender Abstand der WKA zu den (Haupt-)Verbandsanlagen muss gewahrt werden, so dass bei der Unterhaltung der Gewässer keine Einschränkungen zu erwarten sind. Der Standort ist vom Anlagenbetreiber auf die Einhaltung des vorgegebenen Abstandes zu prüfen, der ausreichende Abstand ist dem Verband ggf. nachzuweisen. 
	2.7.4 In den Antragsunterlagen wird auf die Teilversiegelungen von Grünland- und Ackerflächen in einer Größe von 2,12 Hektar Fläche sowie auf erforderliche Grabenquerungen in insgesamt 210 Metern Länge hingewiesen. Unter der Rubrik „Boden, Fläche, Wasser, Klima, Luft, Landschaft sowie Kultur- und Sachgüter“ und 4.5 „Schutzgut Wasser“ wird auf Eingriffe in und Problematiken von Flächen und Gewässern eingegangen, ohne dabei detaillierte Angaben zu machen, außer auf die seitliche Ableitung von befestigten Flächen (Wegeflächen und Fundamente) und örtliche Versickerung hinzuweisen. Auf entsprechende Gefährdungsrisiken für Niederschlagswasser und Grundwasser wird in den Antragsunterlagen hingewiesen und eine Zustandsgefährdung durch das Vorhaben als gering eingestuft. Unter Rubrik 4.5.1 wird eine sinnvolle Aufzählung sinnvoller Punkte bezüglich des „Schutzgutes Wasser“ angehängt. Die Anlage „Feststellung nach § 5 UVP“ vom 11.03.2024 zeigt konkrete Wassergefährdungsrisiken auf und stellt im Ergebnis keine Risiken fest. Diese Problematiken sind seitens des Antragstellers sowohl im Vorfeld und bei der Planung endgültig zu klären und zu lösen sowie entsprechend zu behandeln. Dem Einfluss der WKA auf den Wasserhaushalt wird insgesamt eine geringe Bedeutung zugewiesen. Dies ist ebenfalls planerisch und rechnerisch nachzuweisen und zu belegen. 
	2.7.5 Sollten im Zuge der Errichtung von Zufahrten, Durchlässe in Verbandsgewässern zu errichten sein, sind diese vom Antragsteller eigenverantwortlich und in Abstimmung mit dem entsprechenden Sielverband bzw. DHSV SNKS oder DHSV Arlau über den Deich- und Hauptsielverband Südwesthörn-Bongsiel auf ausreichende Breite und Tragfähigkeit zu planen. Die Rohrdimensionierung ist ebenfalls mit dem DHSV SWBS abzustimmen und sich von diesem eine entsprechende Genehmigung erteilen zu lassen. 
	2.7.6 Für mögliche Kreuzungsstellen erforderlicher Leitungs- oder Kabeltrassen mit den Verbandsanlagen sind Planunterlagen vorzulegen. Ebenso sind ggf. Vereinbarungen zum Wege- und Leitungsrecht zu treffen sowie entsprechende Gestattungsverträge zu schließen. Die beigelegten Antragsunterlagen geben Grabenquerungen in 210 Metern Länge an, bei der erforderlichen Kabeltrasse ist von Flurstücksnutzungen der Hauptverbände bzw. der Sielverbände mit Gewässerquerungen und gewässerbegleitenden Kabeltrassen auszugehen. Diese Punkte sind in einem separaten Verfahren zu manifestieren und es sind ggf. entsprechende Gestattungs- oder Nutzungsverträge abzuschließen. 
	2.7.7 Es ist generell zu beachten, dass bei der Herstellung und dem Betrieb von Infrastruktureinrichtungen für die Windkraftanlagen die Funktion und Durchgängigkeit beziehungsweise die Abmessung der vorhandenen Gewässer und Gräben nicht durch eingebrachtes Material oder Böschungsverdrückungen durch Bodenauflast beeinträchtigt werden darf. Für entstehende Schäden an Verbandsanlagen haftet der Betreiber der WKA und seine Rechtsnachfolger. Etwaige Eintragungen durch Bautätigkeit von Boden, Bauschutt, Unrat und Baustellenabfälle in (Haupt-)Verbandsgewässerprofile sind vollständig, umgehend und unaufgefordert dort wieder zu entfernen. Sollten bei der Verlegung möglicher Kabeltrassen (Haupt-)Verbandsanlagen gekreuzt werden, sind dafür noch Planunterlagen vorzulegen und entsprechende Vereinbarungen mit den (Haupt-)Verbänden zu treffen. Die Anlagen Dritter sind örtlich festzustellen und zu beachten. Die Oberflächenwasserbehandlung aller neuversiegelten Flächen ist zu planen und das anfallende Wasser ist kontrolliert in die entsprechenden Einrichtungen und Vorfluter abzuführen. Im Bedarfsfalle sind geeignete Wasserrückhaltemaßnahmen einzurichten. Dies gilt auch für temporäre Einrichtungen wie Drainagen, Grundwasserabsenkungen, Brunnen und ähnliche Maßnahmen. 
	2.7.8 Satzungsgemäß darf nur unbelastetes Wasser mittelbar und unmittelbar in unsere Verbands- und Hauptverbandsgräben sowie deren Verrohrungen und Rohrleitungen eingeleitet werden. Es ist bei Neueinleitungen oder Änderungen an den bestehenden Anlagen dafür eine Wasserrechtliche Genehmigung des Kreises Nordfriesland einzuholen. Dem DHSV SNKS, DHSV Arlau und den betroffenen Sielverbänden sind über den DHSV SWBS, in diesem Falle zeitgleich die entsprechenden Entwässerungsplanunterlagen mit der Einleitmengenberechnung zur Beteiligung vorzulegen. Dies gilt auch für Fundamententwässerungen sowie temporäre Einleitungen bei Wasserhaltungen und Wasserableitungen aller Art durch Grundwasserabsenkungen, Drainagen oder Brunnen. 
	2.7.9 An (Haupt-)Verbandsanlagen auftretende Schäden im Zuge des Vorhabens sind dem (Haupt-)Verband umgehend zu melden, entstehende Schäden unterliegen der Haftung des Windparkbetreibers. Dem Haupt- und Sielverband sind sämtliche mit dem Vorhaben entstehenden Kosten von der Hand zu halten. Alle Unterhaltungsarbeiten und Maßnahmen müssen weiterhin ordnungsgemäß durchgeführt werden können, die mögliche Räumgutablage auf dem anliegenden Gelände muss jederzeit gewährleistet bleiben, die Verpflichtung zur Aufnahme des Räumgutes verbleibt dauerhaft beim Eigentümer. Die Gewässerkreuzungsbereiche sind seitens des Antragstellers und Betreibers ständig in einem ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten. Sollten die Überfahrten nicht in Betrieb gehen oder außer Betrieb gestellt werden, sind alle bereits verlegten Elemente wieder vollständig zu entfernen und das Gewässerprofil ist dort wieder ordnungsgemäß herzustellen. 
	2.7.10 Negative Einflüsse auf Entwässerungssituationen und Anlagen Dritter sind durch den Antragsteller in Eigenregie vollständig zu regulieren. Den (Haupt-)Verbänden sind hierbei sämtliche Kosten von der Hand zu halten. Dem Antragsteller obliegt eine Erkundungspflicht auf vorhandene Einrichtungen. 

	2.8 Naturschutz (ONB) 
	2.8.1 Bauzeitenregelung: 
	2.8.2 Alternative Schutzmaßnahmen bei Abweichung von der Bauzeitenregelung für Bodenbrüter: 
	2.8.3 Umweltbaubegleitung: 
	2.8.4 Schutz lokaler und migrierender Fledermäuse: 
	2.8.5 Kontrolle der Abschaltvorgaben: 
	2.8.6 Begrünter Mastfuß: 

	2.9 Naturschutz (UNB) 
	2.9.1 Für die Kompensation für die mit der Errichtung von 1 Windenergieanlagen (WEA) einhergehenden Eingriffe in den Naturhaushalt ist eine 23.671 m² große Fläche aus der landwirtschaftlichen Nutzung zu entlassen und dauerhaft der natürlichen Entwicklung zuzuführen, sofern nicht Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt sind. In diesem Fall wird die Kompensation über eigene anerkannte Ökokonten erbracht; in der Gemeinde Langenhorn über das Ökokonto Dirkshof VII mit dem Aktenzeichen 67.30.3-6/14 mit 24.181 Ökopunkten. Die Ausbuchung erfolgt nach Eingang der Baubeginnanzeige. 
	2.9.2 Die für die Windenergieanlagen notwendigen neu einzurichtenden Erschließungen sind unter Beachtung des Eingriffsminimierungsgebotes des § 15 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz anzulegen. Es ist in der Regel eine Grandbefestigung zu wählen. Bituminöse und andere Vollversiegelungen sind zu vermeiden. 
	2.9.3 Erschließungen müssen einen Mindestabstand von 2,00 m zu Biotopstrukturen wie Knicks und Wälle einhalten. Gesetzlich geschützte Biotope dürfen nicht beeinträchtigt werden (§ 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG). Gräben, Feuchtgrünland und feuchte Senken dürfen nicht mit ggf. entstehendem Aushub überfüllt werden. Erfolgt die Aushubausbringung nicht auf benachbarten landwirtschaftlichen Nutzflächen, ist bei selbstständigen anderweitigen Auffüllungen bei der Unteren Naturschutzbehörde ein gesonderter Antrag nach § 11a des LNatSchG zu stellen. 
	2.9.4 Alle Bautätigkeiten, darunter fallen die Baufeldfreimachung / bauvorbereitende Maßnahmen, der Wege- und Fundamentbau sowie die Errichtung der WEA selbst, finden außerhalb des Zeitraums vom 01.03. bis 30.09. (Betroffenheit Gehölze, Röhrichte) bzw. außerhalb des Zeitraums vom 01.03. bis 15.08. (Betroffenheit Gewässer, Amphibien) statt. Abweichungen von dem Bauzeitenfenster sind nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde zulässig. Sofern aus belegbaren Gründen die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht möglich ist, sind der Unteren Naturschutzbehörde spätestens vier Wochen vor Beginn der Bauzeitenausschlussfrist zum einen die betriebsbedingten Gründe durch den Antragsteller schriftlich darzulegen, zum anderen ist durch eine Umweltbaubegleitung fachlich darzustellen, wie Besatzkontrollen und Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen sind. Die Umweltbaubegleitung bedarf einer nachweisbaren fachlichen Qualifikation. 
	2.9.5 Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Nordfriesland unter Angabe des Aktenzeichens G40/2024/033 (LfU) spätestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. 

	2.10 Arbeitsschutz 
	2.10.1 Die Errichtung der genehmigten Windenergieanlage ist spätestens zwei Wochen vor Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Bautätigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (z. B. Wegebau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord, Bei der Lohmühle 62, 23554 Lübeck, zu richten und enthält folgende Informationen: 
	2.10.2 Die Inbetriebnahme der genehmigten Windenergieanlage ist spätestens acht Wochen nach Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthält folgende Informationen: 
	2.10.3 Jeder Betreiberwechsel ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord spätestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen. Die Anzeige enthält folgende Informationen: 
	2.10.4 Jeder Tausch von Großkomponenten ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord spätestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und enthält folgende Informationen: 
	2.10.5 Der Rückbau der genehmigten Windenergieanlage ist spätestens zwei Wochen vor Beginn der Rückbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthält folgende Informationen: 

	2.11 Luftverkehr – militärisch 
	2.11.1 Der Baubeginn und die Fertigstellung sind dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw), Infra I 3, Fontainengraben 200, 53123 Bonn, per E-Mail (baiudbwtoe@bundeswehr.org) unter Angabe des Zeichens: I-0965-24-BIA - alle endgültigen Daten wie 

	2.12 Luftverkehr – zivil 
	2.12.1 Die Ausführung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) zu erfolgen. 
	2.12.2 Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits während der Bauphase beim Überschreiten von 100 m über Grund sicher zu stellen. 
	2.12.3 Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass für die Unterbrechung der Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht überschritten wird. 
	2.12.4 Die Stromversorgung für die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender technischer Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Abläufe sicherzustellen. Das entsprechende Konzept für die Ersatzstromversorgung ist der Luftfahrtbehörde vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen. 
	2.12.5 Für die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung sind nur anerkannte Geräte bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zulässig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Windenergieanlagenblöcken der Abstand zwischen einer Windenergieanlage mit Sichtweitenmessgerät und Windenergieanlagen ohne Sichtweitenmessgerät maximal 1500 m betragen darf. 
	2.12.6 Die für die Veröffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten sind durch eine amtliche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luftfahrtbehörde als auch der DFS (Deutsche Flugsicherung GmbH), Az. SH 569-c, Postfach 1243, 63202 Langen, unverzüglich, spätestens jedoch 4 Wochen nach Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen. 
	2.12.7 Weitere Einzelheiten zur Kennzeichnung und zur Veröffentlichung sind der anliegenden Stellungnahme der DFS, die Bestandteil dieser Zustimmung ist, zu entnehmen. Eine Kennzeichnung mit Tagesfeuer ist nicht erforderlich. 
	2.12.8 BNK Soll die Aktivierung der Nachtkennzeichnung bedarfsgesteuert erfolgen, ist die geplante Installation der Luftfahrtbehörde vor Inbetriebnahme der BNK anzuzeigen und hierbei sind, gemäß Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15.12.2023 BAnz AT 28.12.2023 B4, folgende Unterlagen vorzulegen: 
	2.12.9 BNK Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gem. Art 1 Teil 2 Nummer 3.6 der AVV zu kombinieren. 
	2.12.10 Aus zivilen Hindernisgründen und militärischen Flugbetriebsgründen bestehen gegen die Errichtung der Windkraftanlage als Bestandteil des o. g. Windparks mit einer max. Höhe von 192,00 m ü. NN (192,00 m ü. Grund) keine Einwendungen, wenn eine Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom: 15.12.2023 (Bundesanzeiger; BAnz AT 28.12.2023 B4)“ angebracht und eine Veröffentlichung als Luftfahrthindernis veranlasst wird. 
	2.12.11 Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Rotorblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Länge [a) außen beginnend mit 6 Meter orange - 6 Meter weiß - 6 Meter orange oder b) außen beginnend mit 6 Meter rot - 6 Meter weiß oder grau - 6 Meter rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig. 
	2.12.12 Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf halber Höhe rückwärtig umlaufend und mit einem mindestens 2 Meter hohen orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oderkonstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen. 
	2.12.13 Der Mast ist mit einem 3 Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 Meter über Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen 6 Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden. 
	2.12.14 Am geplanten Standort können abhängig von der Hindernissituation ergänzend auch Tagesfeuer (Mittelleistungsfeuer Typ A, 20 000 cd, gemäß IACO Anhang 14, Band I, Tabelle 6.1 und 6.3 des Chicagoer Abkommens) gefordert werden, wenn dies für die sichere Durchführung des Luftverkehrs als notwendig erachtet wird. Das Tagesfeuer muss auf dem Dach des Maschinenhauses gedoppelt installiert werden. Außerhalb von Hindernisbegrenzungsflächen an Flugplätzen darf das Tagesfeuer um mehr als 50 m überragt werden. 
	2.12.15 Die Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen mit einer max. Höhe von bis 315 m ü. Grund/Wasser erfolgt durch Feuer W, rot. 
	2.12.16 In diesen Fällen ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerung, bestehend aus Hindernisfeuer, am Turm auf der halben Höhe zwischen Grund/Wasser und der Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen Gründen notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu 5 Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infrarotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Maschinenhauses anzubringen. 
	2.12.17 Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. 
	2.12.18 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter gemäß der AVV, Nummer 3.9. 
	2.12.19 Das „Feuer W, rot“ bzw. Feuer W, rot ES sind so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinenhausdach - nötigenfalls auf Aufständerungen - angebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen Flügel des Rotors verdeckt werden. 
	2.12.20 Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 ms zu starten. 
	2.12.21 Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen. 
	2.12.22 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz umschalten. 
	2.12.23 Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windenergieanlagen können als Windenergieanlagen-Blöcke zusammengefasst werden. Grundsätzlich bedürfen nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks befindlichen Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer für die Tages- und Nachtkennzeichnung. Überragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die sie umgebenden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen. Bei einer Gefahr für die Sicherheit des Luftverkehrs untersagt die zuständige Luftfahrtbehörde die Peripheriebefeuerung und ordnet die Befeuerung aller Anlagen an. 
	2.12.24 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf ein „redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen. 
	2.12.25 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind der NOTAM-Zentrale in Langen unter der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist die NOTAM-Zentrale unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, ist das NOTAM-Office und die zuständige Luftfahrtbehörde, nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren. 
	2.12.26 Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf 2 Minuten nicht überschreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung. 
	2.12.27 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“, Feuer W, rot ES ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen. 
	2.12.28 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishöhe von mehr als 100 m ü. Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen. 
	2.12.29 Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m ü. Grund mit einer Tageskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen. 
	2.12.30 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröffentlicht werden muss, sind 
	2.12.31 Der DFS ist ein Ansprechpartner mit Anschrift und Tel.-Nr. der Stelle anzugeben, die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. für die Instandsetzung zuständig ist. 

	2.13 Straßenverkehr 
	2.13.1 Dem Landesbetrieb ist über die Straßenmeisterei Bredstedt rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten und in vorheriger Absprache mit dem zuständigen Leiter der Straßenmeisterei Bredstedt durch die betroffene Gemeinde prüffähige Planunterlagen zur Genehmigung und zum Abschluss einer Vereinbarung vorzulegen. 
	2.13.2 Die Erlaubnis von temporären Umbaumaßnahmen an Bundes-, Landes- und Kreisstraßen zur Realisierung von Großraum- und Schwertransporten (GST) wird Bestandteil der straßenverkehrlichen Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO (GST-Erlaubnis). Notwendige Bedingungen und Auflagen sind in diese GST-Erlaubnis zu übernehmen. 
	2.13.3 Zur Koordination der erforderlichen Maßnahmen sind die Fahrtrouten (Streckenprotokoll) und die geplanten Maßnahmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten und Transporte abzustimmen. 



	IV Hinweise 
	1. Allgemeines 
	1.1 Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden. 
	1.2 Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfüllen. 
	1.3 Ein Wechsel des Anlagenbetreibers / der Anlagenbetreiberin sowie ggf. eine Änderung an der Rechtsform des Betreibers / der Betreiberin ist gegenüber dem Landesamt für Umwelt schriftlich, mit dem in der Anlage beigefügtem Formular (Betreiberwechsel), mitzuteilen. 
	1.4 Die Genehmigung erlischt, wenn die Anlage während eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist. 
	1.5 Die Inbetriebnahme der WKA erfolgt, sobald diese erstmalig elektrische Energie in ein Stromnetz abführt. 

	2. Immissionsschutz 
	2.1 Die WKA wird beurteilt nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm –TA Lärm (GMBl. 1998 Nr. 26 vom 26. August 1998). Die der WKA am nächsten gelegenen Gebäude mit schutzbedürftigen Wohnräumen liegen im Außenbereich. Die TA Lärm nennt für besagte Wohnraumarte die unten aufgeführten Immissionsrichtwerte, die bei der Beurteilung der hier genehmigten WKA berücksichtigt wurden. 

	3. Baurecht 
	3.1 Die Bauüberwachung – einschließlich der Abnahme – ist nach der Baugebührenverordnung (BauGebVO) in Verbindung der Anlage 1 zur Baugebührenverordnung gebührenpflichtig. 
	3.2 Der Bauantrag wurde nicht geprüft auf Vorschriften, die der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Beschäftigten beim Errichten und Ändern von Arbeitsstätten dienen. Die nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen, Zustimmungen, Bewilligungen und Erlaubnisse im Zusammenhang mit den vorgenannten Vorschriften haben Sie als Bauherr (in) vor Errichtung einzuholen. 
	3.3 Voraussetzungen für den Baubeginn 
	3.4 Bauleiterin/Bauleiter 
	3.5 Bauüberwachung 
	3.6 Aufnahme der Nutzung 
	3.7 Allgemeines 

	4. Naturschutz (ONB) 
	4.1 Durch die Einrichtung eines 2-jährigen nachgelagerten Höhenmonitorings kann der Abschaltalgorithmus überprüft werden. Das Monitoring ist nach den jeweils aktuellen Voraussetzungen gemäß BMU-Forschungsprojekt (RENEBAT) bzw. den jeweils aktuellen Vorgaben nach ProBat durchzuführen. Nach Vorliegen der vollständigen Daten aus zwei Erfassungsjahren ist eine Gefährdungseinschätzung möglich, die eine Beurteilung der notwendigen Abschaltvorgaben zulässt. Im Rahmen eines Änderungsverfahrens auf der Grundlage des immissionsschutzrechtlichen Antrages kann unter Beteiligung der Oberen Naturschutzbehörde (ONB) über einen spezifisch angepassten Abschaltalgorithmus oder über die Aufhebung des bisherigen Algorithmus entschieden werden. Einzelheiten zur Durchführung des Monitorings sind rechtzeitig mit der Oberen Naturschutzbehörde abzustimmen. 

	5. Naturschutz (UNB) 
	5.1 Zum Bauvorhaben wird das Benehmen erteilt. 
	5.2 Zur Kompensation wird das Einvernehmen erteilt. 

	6. Gewässerschutz 
	6.1 Im Zuge der Erschließung der Windenergieanlagen werden Gewässer verrohrt/überquert. Hierfür ist eine wasserrechtliche Genehmigung gem. § 68 Wasserhaushaltsgesetz bzw. § 23 Landeswassergesetz erforderlich. Die wasserrechtliche Genehmigung wird gem. dem LBP Kap. 5.2 gesondert bei der unteren Wasserbehörde beantragt. 

	7. Straßenverkehr 
	7.1 Es muss sichergestellt werden, dass von den Rotoren der Windkraftanlage bei entsprechender Witterung weder Feuchtigkeit, noch Eisstücke auf die öffentlichen Verkehrsflächen gelangen. Weiterhin sind die Oberflächen der Anlage so auszugestalten, dass keine Reflektionen entstehen, durch die Verkehrsteilnehmer geblendet werden können. 
	7.2 Der LBV weist darauf hin, dass evtl. erforderlich werdende dauerhafte Verbreiterungen der Einmündungen von Gemeindestraßen in Bundes-, Landes-, Kreisstraßen nur im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, erfolgen können. 

	8. Bahnverkehr 
	8.1 Für die Nutzung von Bahnübergängen (BÜ) mit Schwerlasttransportern ist eine gesonderte Prüfung erforderlich. 
	8.2 Die BÜ sind ggfs. nicht für Achslasten der Schwerlasttransporter ausgelegt, so dass Sicherungsmaßnahmen (Beweissicherungsverfahren, Lastverteilungsplatten, baubetriebliche Sperrungen etc.) erforderlich werden. 
	8.3 Da die Planung und Durchführung der Sicherungsmaßnahmen eine gewisse Vorlaufzeit benötigen, ist eine frühzeitige Beantragung der Nutzung bei der DB InfraGO AG zwingend notwendig. 
	8.4 Alle aus obig genannten Hinweisen entstehende Kosten gehen zu Lasten des Antragstellers bzw. seiner Rechtsnachfolger. 

	9. Deich- und Hauptsielverband Südwesthörn-Bongsiel (DHSV SWBS) 
	9.1 Für Änderungen bestehender Überfahrten sowie die Herstellung neuer Überfahrten im Rahmen der Erschließung und Errichtung von Zuwegungen sind wasserrechtliche Genehmigungen der Unteren Wasserbehörde des Kreises Nordfriesland erforderlich, diese sind gesondert und eigenständig zu beantragen. 
	9.2 Weitere Informationen, Hinweise und Anforderungen bezüglich des Umgangs mit Verbandsanlagen des Hauptverbandes, der Sielverbände sowie der Wasser- und Bodenverbände finden sich im Internet unter www.deichbauamt.de. 

	10. Luftverkehr – zivil 
	10.1 Anträge zur Aufstellung von Kränen für die Errichtung der Windkraftanlagen, brauchen nicht erneut vorgelegt werden. Die Zustimmung nach § 14 LuftVG gilt hiermit als erteilt. Auflage 2.13.2 gilt entsprechend. 
	10.2 Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der genannten Nachweisführung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbehörde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbetriebnahme der BNK erst nach Vorlage der genannten Unterlagen erfolgt. 
	10.3 Bei Nichteinhaltung dieser Auflagen behält sich die Luftfahrtbehörde eine Prüfung gemäß § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr vor. Die Veränderung der Leuchtstärke und -richtung der Kennzeichnung stellt einen gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr dar und kann gem. § 315 StGB mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft werden. 
	10.4 Bei Anlagenhöhen von mehr als 315 m ü. Grund/Wasser ist vom Antragsteller ein flugbetriebliches Gutachten mit Kennzeichnungskonzept (Tages- und Nachtkennzeichnung) vorzulegen. Die zuständige Landesluftfahrtbehörde entscheidet nach Prüfung des Gutachtens über die Zustimmung zur Errichtung der Windenergieanlage. 

	11. Arbeitsschutz 
	11.1 Der zukünftige Betreiber ist verpflichtet die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes für die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von Beschäftigten entsprechend den in der Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV genannten allgemeinen Grundsätzen zu gewährleisten. Insbesondere hat er dafür zu sorgen, dass die Anlage/n entsprechend den Vorschriften der Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV einschließlich ihres Anhangs eingerichtet und betrieben wird/werden, so dass von ihr/ihnen keine Gefährdungen für die Sicherheit und die Gesundheit von Beschäftigten ausgeht/en. 
	11.2 Die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord hat in diesem Genehmigungsverfahren die vorgelegten Antragsunterlagen nicht auf Konformität mit den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften geprüft. Die Einhaltung und Umsetzung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in der Eigenverantwortung des/der Betreibers/Betreiberin bzw. des/der Arbeitgebers/Arbeitgeberin. Die einschlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhängig vom Genehmigungsbescheid zu beachten und einzuhalten. 
	11.3 Der/die Arbeitgeber/in hat gemäß § 1 Arbeitssicherheitsgesetz für eine sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung des eigenen Betriebs zu sorgen. 
	11.4 Der/die Arbeitgeber/in hat eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) durchzuführen und das Ergebnis gemäß § 6 Arbeitsschutzgesetz zu dokumentieren. Dabei hat der/die Arbeitgeber/in neben den Anforderungen des Arbeitsschutzgesetzes insbesondere die Regelungen der Arbeitsstättenverordnung, der Betriebssicherheitsverordnung und der Gefahrstoffverordnung zu beachten. 
	11.5 Der/die Arbeitgeber/in hat die eigenen Beschäftigten gemäß § 12 Arbeitsschutzgesetz über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit ausreichend und angemessen zu unterweisen. Es sollte ein Unterweisungsnachweis geführt werden. 
	11.6 Die vorgenannten Hinweise 2-4 gelten für jede/jeden Arbeitgeber/in, der bzw. die Beschäftigte mit Tätigkeiten im Rahmen der Errichtung des Betriebs und des Rückbaus beauftragt. 
	11.7 Für die Errichtung und den Rückbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung zu berücksichtigen. Auf die Vorankündigung gemäß § 2 Abs. 2 Baustellenverordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemäß § 2 Abs. 3 Baustellenverordnung den/die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator/in gemäß § 3 Abs. 1 Baustellenverordnung sowie die Unterlage für spätere Arbeiten gemäß §3 Abs. 2 Nr. 2 Baustellenverordnung wird hingewiesen. Die zuständige Behörde ist die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord. 

	12. Denkmalschutz 
	12.1 Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen (§ 15 DSchG). Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 

	13. Bergbau, Energie und Geologie 
	13.1 Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweist das LBEG für Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 
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